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Beratungsgegenstand

Feststellung des Jahresabschlusses 2017 und des Lageberichtes 2017 der ASO Alteneinrichtungen 
der Stadt Oberhausen

Beschlussvorschlag

1.  Der Rat der Stadt stellt gemäß § 26 Abs. 2 Eigenbetriebsverordnung den aus
 
Bilanz
Gewinn- und Verlustrechnung
Anlagennachweis
und Anhang
 
bestehenden Jahresabschluss 2017 und den Lagebericht 2017 der ASO Alteneinrichtungen der Stadt 
Oberhausen, wie aus dem Auszug aus dem Prüfungsbericht ersichtlich, fest.

2.  Der Rat der Stadt beschließt, den Jahresüberschuss 2017 in Höhe von 14.339,90 Euro auf neue 
Rechnung vorzutragen und einen Betrag in Höhe von 50.000 Euro für die Maßnahme 134 des 
Haushaltssanierungsplanes zur Verfügung zu stellen.

3. Der Rat der Stadt beschließt, dem Betriebsleiter der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
für das Wirtschaftsjahr 2017 Entlastung zu erteilen.
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1 Bezug
2
3 Beschluss des Sozialausschusses als Betriebsausschuss ASO vom 15.11.2017 “Bestellung eines 
4 Wirtschaftsprüfers”, Drucksache-Nr. B/16/3049-01 sowie § 26 Eigenbetriebsverordnung in Verbindung 
5 mit § 12 Betriebssatzung ASO.
6
7 Konsequenzen
8
9 a) Finanzielle

10
11     keine [X]
12
13     ja [ ]
14
15 b) Sonstige
16
17
18 Begründung
19
20
21 Gemäß § 26 Eigenbetriebsverordnung NW in Verbindung mit § 12 der Betriebssatzung der ASO 
22 Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen hat die Betriebsleitung den Jahresabschluss und den 
23 Lagebericht aufzustellen und über den Oberbürgermeister dem Betriebsausschuss vorzulegen, der die 
24 Vorlage nach Vorberatung an den Rat zur Feststellung weiterleitet.
25  
26 Nach § 106 GO NW ist auch der Jahresabschluss einer Einrichtung nach § 107 Abs. 2 GO NW unter 
27 Einbeziehung der Buchführung und des Lageberichts vom Gemeindeprüfungsamt zu prüfen.
28  
29 Entsprechend dem Beschluss des Betriebsausschusses – Sitzung am 15.11.2017, Drucksache-Nr. 
30 B/16/3049-01 – wurde mit der Prüfung die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Solidaris Revisions-GmbH, 
31 Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Köln, vom Gemeindeprüfungsamt 
32 beauftragt.
33  
34 Der Jahresabschluss ist durch die Solidaris Revisions-GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
35 Steuerberatungsgesellschaft, im Rahmen der Verordnung über die Durchführung der 
36 Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungspflichtigen Einrichtungen vom 09.03.1991 
37 (SGV NW 611) in der Zeit ab dem 09. April 2018 vor Ort geprüft worden.
38  
39 Der uneingeschränkte Bestätigungsvermerk wurde am 11. Mai 2018 erteilt.
40  
41 Nachdem das Ergebnis der mit der Prüfung beauftragten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vorliegt, kann 
42 der Rat den Jahresabschluss 2017 und den Lagebericht 2017 gemäß § 26 Abs. 1 
43 Eigenbetriebsverordnung nach erfolgter Vorberatung durch den Betriebsausschuss feststellen.
44 Da das Wirtschaftsjahr 2017 mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 14.339,90 Euro abgeschlossen 
45 wurde, regt die Betriebsleitung an, den Jahresüberschuss 2017 auf neue Rechnung vorzutragen und 
46 einen Betrag in Höhe von 50.000 Euro für die Maßnahme 134 des Haushaltssanierungsplanes zur 
47 Verfügung zu stellen.
48
49
50 Anlage
51
52 Jahresabschlussbericht 2017 der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen

2 von 94 in Zusammenstellung



 

 

 

„Die vorliegende PDF-Datei wurde auf Wunsch des Mandanten erstellt, es handelt sich 

insoweit lediglich um eine elektronische Kopie. Für die Berichterstattung über die 

Jahresabschlussprüfung ist ausschließlich der Prüfungsbericht in der unterzeichneten 

Originalfassung in Papierform maßgeblich. Da nur der gebundene und unterzeichnete 

Bericht das berufsrechtlich verbindliche Ergebnis der Prüfung darstellt, kann für die 

inhaltliche Richtigkeit und Vollständigkeit der Ihnen als PDF-Datei überlassenen 

Berichtsversion keine Haftung übernommen werden.“ 

 

  

3 von 94 in Zusammenstellung



 

  

4 von 94 in Zusammenstellung



Bericht

über die Prüfung 
des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2017
und des Lageberichtes für das Geschäftsjahr 2017

ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen
Oberhausen

 

  

5 von 94 in Zusammenstellung



 

  

6 von 94 in Zusammenstellung



Inhaltsverzeichnis

Seite

1 Prüfungsauftrag 9

2 Grundsätzliche Feststellungen 11

Lage der Alteneinrichtungen 11

3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 16

4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung 20

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 20

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 20

4.1.2 Jahresabschluss 20

4.1.3 Lagebericht 21

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses 21

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 21

4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen 22

4.3 Wirtschaftliche Lage und sonstige Erläuterungen 22

4.3.1 Betriebliche Daten 22

4.3.2 Ertragslage 27

4.3.3 Vermögens- und Finanzlage 29

5 Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem 33

6 Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages 35

7 Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung 36

15810-201703 3

 

  

7 von 94 in Zusammenstellung



 

  

8 von 94 in Zusammenstellung



Anlagenverzeichnis

Jahresabschluss, Lagebericht und Bestätigungsvermerk

I Bilanz zum 31. Dezember 2017

II Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2017

III Anhang für das Geschäftsjahr 2017

IV Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017

V Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

Sonstige Anlagen

VI Rechtliche Grundlagen

VII Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und zu den
wirtschaftlichen Verhältnissen nach § 53 HGrG für das Geschäftsjahr 2017

Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer 
und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

Aus rechentechnischen Gründen können in den Tabellen 

Rundungsdifferenzen auftreten.

15810-201703 5

 

  

9 von 94 in Zusammenstellung



 

  

10 von 94 in Zusammenstellung



Abkürzungsverzeichnis

AO Abgabenordung

EGHGB Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch

GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung

HGB Handelsgesetzbuch

IDW Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland e. V.

IDW PS 450 IDW Prüfungsstandard: Grundsätze ordnungsmäßiger 
Berichterstattung bei Abschlussprüfungen

KStG Körperschaftsteuergesetz

TEUR Tausend Euro

VK Vollkräfte im Jahresdurchschnitt

15810-201703 7

 

  

11 von 94 in Zusammenstellung



 

  

12 von 94 in Zusammenstellung



1 Prüfungsauftrag

Der Sozialausschuss der Stadt Oberhausen hat uns in seiner Sitzung am

15. November 2017 zum Abschlussprüfer gewählt. Dementsprechend erteilte uns

Herr Udo Spiecker als Betriebsleiter der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhau-

sen mit Zustimmung der Gemeindeprüfungsanstalt Nordrhein-Westfalen mit Schrei-

ben vom 5. Februar 2018 den Auftrag, den

Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017

und den Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017

der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen,

Oberhausen,

– nachfolgend auch Alteneinrichtungen oder ASO genannt –

unter Einbeziehung der Buchführung zu prüfen und über die Entwicklung der wirt-

schaftlichen Verhältnisse zu berichten (Prüfungsvertrag mit Zustimmung durch die

Gemeindeprüfungsanstalt NRW). Es handelt sich um eine Prüfung gemäß §§ 317 ff.

HGB. 

Die Alteneinrichtungen sind nach § 106 Abs. 1 GO NRW sowie der Verordnung über

die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und prüfungs-

pflichtigen Einrichtungen prüfungspflichtig. Nach § 21 EigVO NRW finden für den

Jahresabschluss die handelsrechtlichen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften

sinngemäß Anwendung. Nach § 25 EigVO NRW ist ein Lagebericht entsprechend

§ 289 HGB aufzustellen. 

Die Prüfung des Jahresabschlusses wurde nach § 53 HGrG auftragsgemäß erwei-

tert um die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die Darstel-

lung der wirtschaftlichen Verhältnisse. 

Gemäß § 10 Abs. 1 EigVO NRW wurde die Jahresabschlussprüfung um die Prüfung

des Risikofrüherkennungssystems erweitert. 

Für die Durchführung des Auftrages und unsere Verantwortlichkeit gelten – auch im
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Verhältnis zu Dritten – die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer

und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die diesem Bericht als abschließende Anla-

ge beigefügt sind. Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer

Abschlussprüfung die anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet ha-

ben.

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den

vorliegenden Bericht; er wurde unter Beachtung berufsüblicher Grundsätze und des

Prüfungsstandards IDW PS 450 verfasst.
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2 Grundsätzliche Feststellungen

Lage der Alteneinrichtungen

Stellungnahme zur Lagebeurteilung der Betriebsleitung

Die Betriebsleitung hat im Jahresabschluss, im Lagebericht und in sonstigen Unter-

lagen zur Lage der Alteneinrichtungen Stellung genommen. Gemäß § 321 Abs. 1

Satz 2 HGB nehmen wir als Abschlussprüfer mit den folgenden Ausführungen vor-

weg zur Lagebeurteilung durch die Betriebsleitung  im Lagebericht und im Jahresab-

schluss Stellung. Dabei gehen wir insbesondere auf die Beurteilung des Fortbe-

stands und der zukünftigen Entwicklung der Alteneinrichtungen durch die Betriebs-

leitung unter Berücksichtigung des Lageberichtes ein. Unsere Stellungnahme geben

wir aufgrund unserer eigenen Beurteilung der Lage der Alteneinrichtungen ab, die

wir im Rahmen unserer Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes ge-

wonnen haben.

Folgende Kernaussagen im Lagebericht, zu denen wir als Abschlussprüfer anschlie-

ßend Stellung nehmen, sind hervorzuheben:

Geschäftsverlauf

1. Der Geschäftsbetrieb der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung liegt in der ver-

mögensrechtlichen Erhaltung, Verwaltung und Weiterentwicklung der Grund-

stücke und Gebäudekomplexe zur Ermöglichung der Unterbringung, Betreu-

ung, Versorgung sowie der ambulanten und der stationären Pflege in der

Regel alter Menschen. Der Zweck der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung

liegt somit nicht im operativen Bereich der pflegerischen Dienstleistungspalet-

te, sondern in der eigenen Vermögensverwaltung.

2. Für das Geschäftsjahr 2017 ergibt sich ein Jahresüberschuss von 14 TEUR

(Vorjahr 218 TEUR). Die Umsatzerlöse verringerten sich gegenüber dem

Vorjahr um 226 TEUR  auf 2.078 TEUR und entfallen dabei im Wesentlichen

auf die Mieterlöse von der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen

gGmbH mit 2.056 TEUR (Vorjahr 2.286 TEUR) und die Mieterlöse von Dritten

mit 22 TEUR. Die Abschreibungen sind um 125 TEUR auf 791 TEUR gesun-
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ken. Das Finanzergebnis verbesserte sich tilgungsbedingt um 34 TEUR auf

- 615 TEUR.

Zu 2.

Der Ergebnisrückgang um 204 TEUR resultiert insbesondere aus gestiegenen In-

standhaltungsaufwendungen (+ 121 TEUR). Zudem hat im Vorjahr eine einmalige

Anpassung der Miet- und Pachthöhe das Ergebnis in Höhe von 92 TEUR positiv be-

einflusst. 

Insgesamt ist festzustellen, dass aufgrund der abgeschlossenen Miet- und Pachtver-

träge eine Refinanzierung von Verwaltungskosten der Alteneinrichtungen nicht vor-

gesehen ist. Dementsprechend ist das Ergebnis wesentlich beeinflusst von den Auf-

wendungen, die den Miet- und Pachterträgen des Hauses Bronkhorstfeld gegen-

überstehen. In einer überschlägigen Betrachtung werden die Aufwendungen aus Ab-

schreibungen, Zinsen sowie Instandhaltungs- und übrigen Aufwendungen von insge-

samt  558 TEUR in diesem Bereich durch die Erträge von 793 TEUR mehr als ge-

deckt.  Der Überschuss von 235 TEUR wird zur Deckung der nicht refinanzierten

Aufwendungen eingesetzt. 

In diesem Zusammenhang ist auf die sonstigen Verpflichtungen aus Pachtverträgen

in Höhe von 407 TEUR hinzuweisen, die im Anhang angegeben werden und gegen-

über der ASO gGmbH aus der vertraglichen Verpflichtung zu Ersatzbeschaffung für

das Haus Bronkhorstfeld resultieren.   

3. Das Anlagevermögen wird durch langfristiges Kapital am Bilanzstichtag ge-

deckt. Die Überdeckung hat sich um 500 TEUR auf 2.183 TEUR verringert.

Der Anteil des langfristigen Kapitals an der Bilanzsumme ist zum Vorbilanz-

stichtag mit 99,3 % gegenüber dem Vorjahr unverändert. Die Liquidität auf

kurze Sicht beläuft sich auf 2.183 TEUR (Vorjahr 2.683 TEUR) und deckt den

betriebsgewöhnlichen monatlichen Finanzbedarf von 106 TEUR für 20,6 Mo-

nate (Vorjahr 27,7 Monate)
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Prognose, Chancen und Risiken

4. Die zur eigenbetriebsähnlichen Einrichtung gehörende Gebäudesubstanz ist

ausschließlich und langfristig an die ASO gGmbH verpachtet. Der bislang ver-

einbarte Pachtzins hatte in den zurückliegenden 16 Jahren sichergestellt, dass

die gesamten Erstellungskosten in vollem Umfange refinanziert werden konn-

ten. Wegen des vertraglichen Konstruktes bzw. wegen der engen rechtlichen

Verflechtung von eigenbetriebsähnlicher Einrichtung und der ASO gGmbH

wird im Rahmen des Risikoberichts auf die finanzielle Situation der Pächterin

hingewiesen. Diese wurde auch im Berichtsjahr erneut durch eine unzurei-

chende Vermarktungssituation des Louise Schroeder-Heims belastet. Der

Grund liegt vor allem in den baulichen Gegebenheiten dieses größten Ober-

hausener Pflegeheims, das im Gegensatz zu neuen Einrichtungen über einen

sehr hohen Doppelzimmeranteil verfügt. Auf die rückläufigen Auslastungsquo-

ten und die damit verbundenen Belastungen des Betriebsergebnisses der

Pächterin wird jedoch durch den beschlossenen Ersatzneubau und die eben-

falls beschlossene Modernisierung von Haus II einschließlich Abbau von Dop-

pelzimmern effektiv und nachhaltig eingegangen. Mit der Inbetriebnahme des

Ersatzneubaus wird aktuell im April 2020 gerechnet. 

Zu 4.

Die Finanzierung des Ersatzneubaus sowie die Modernisierung von Haus II soll über

Darlehen erfolgen. Der Wirtschaftsplan sieht hierfür bis 2019 die Aufnahme von Dar-

lehen in Höhe von insgesamt 9.156 TEUR sowie weitere Eigenmittelinvestitionen

von 500 TEUR vor. 

5. Die Pächterin wird gemäß den bestehenden Pachtverträgen (ausgenommen

Pachtvertrag für das Haus Bronkhorstfeld) für die gepachtete Gebäudesub-

stanz auch in den nächsten Jahren eine Pacht in Höhe der bilanziellen Ab-

schreibungen und der Zinsen entrichten. Hierdurch wird sich ein Delta zwi-

schen den Zahlungen der ASO gGmbH und dem vom ASO Eigenbetrieb auf-

zubringenden Aufwand für noch zu leistende Tilgungs- und Zinszahlungen er-

geben. Dieses muss seitens der Stadt  geschlossen werden, indem entweder

ein jährlicher Zuschuss gezahlt oder bestimmte Darlehen unmittelbar von der
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Stadt übernommen werden. 

Weiterhin führt die Geschäftsführung aus, dass es notwendig wird, eine Lö-

sung für die sich abzeichnende negative Finanzentwicklung des ASO Eigenbe-

triebs zu entwickeln und ergänzend auch dem Anliegen der ASO gGmbH

Rechnung zu tragen und deren Belastung durch eine Anpassung der zur Zeit

noch bestehenden Pachtverträge an die sich seit Abschluss der Verträge ver-

änderte Situation zu reduzieren. 

Für das Geschäftsjahr 2018 wird mit einem Verlust von 14 TEUR geplant.

Zu 5.

Die Geschäftsführung weist zutreffend auf die Differenz zwischen den noch zu lei-

stenden Tilgungs- und Zinszahlungen sowie den zukünftigen Pachtzahlungen hin.

Das bilanzierte Anlagevermögen (ohne Grundstücke) beläuft sich auf 14.815 TEUR,

denen Darlehen von 17.951 TEUR gegenüberstehen. Die Differenz von 3.136 TEUR

wird nicht über die Pachtzahlungen refinanziert. Die Liquidität auf kurze Sicht der Al-

teneinrichtungen in Höhe von 2.183 TEUR ist nicht ausreichend, um die Finanzie-

rungslücke zu schließen.   

In diesem Zusammenhang ist auch auf die Auswirkungen des wie unter 4. darge-

stellten geplanten Ersatzneubaus auf die zukünftige Ertragssituation der Altenein-

richtungen hinzuweisen, die von der weiteren Nutzbarkeit des Altbestandes durch

die Pächterin abhängig sind. Zum Bilanzstichtag stehen den Restbuchwerten von

rund 3.188 TEUR Darlehen in Höhe von 4.114 TEUR gegenüber, die von der ASO

gGmbH zur Finanzierung erwirtschaftet werden müssen. Dementsprechend weist

die Betriebsleitung zu Recht auf die Notwendigkeit hin, dass zur Stärkung des ASO

Verbundes ein Teil des aufzubringenden Schuldendienstes von der Stadt übernom-

men werden muss.    

Auf die Veränderungen in der Refinanzierung, die sich durch die Verordnung zur

Ausführung des Alten- und Pflegegesetzes Nordrhein-Westfalen (APG DVO NRW)

ab 2019 auch im Rahmen von Mietmodellen ergeben, weisen wir ausdrücklich hin.

Aufgrund fehlender Investitionskostenbescheide der Pächterin sind die Auswirkun-
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gen noch nicht vollumfänglich absehbar.

Das für 2018 geplante Ergebnis halten wir für plausibel abgeleitet.    

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung und den dabei gewonnenen Erkenntnissen ist

die Lagebeurteilung der Betriebsleitung einschließlich der dargestellten Chancen

und Risiken der künftigen Entwicklung plausibel und folgerichtig abgeleitet.
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3 Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der aus Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung und Anhang bestehende Jahresabschluss (Anlagen I bis III) und

der Lagebericht für das Geschäftsjahr (Anlage IV). Der vorliegende Jahresabschluss

wurde nach den deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden

Bestimmungen der EigVO NRW aufgestellt. Die Prüfung erstreckte sich darauf, ob

die für die Rechnungslegung geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und die sie ergänzenden Bestimmungen

der EigVO NRW beachtet worden sind. 

Im Rahmen der von uns durchgeführten Erstprüfung haben wir entsprechend Prü-

fungsstandard IDW PS 205 geprüft, ob die Bücher  mit den Werten der durch die

Dr. Schumacher & Partner GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuer-

beratungsgesellschaft, Münster, geprüften Bilanz zum 31. Dezember 2017 ord-

nungsgemäß eröffnet wurden. Hierbei ergaben sich keine Abweichungen.

Den Lagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Jahresabschluss in

Einklang steht, den gesetzlichen Vorschriften entspricht und insgesamt eine

zutreffende Vorstellung von der Lage  vermittelt. Dabei haben wir auch geprüft, ob

die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt sind.

Art und Umfang der Prüfung richteten sich nach § 106 GO NRW sowie der Verord-

nung über die Durchführung der Jahresabschlussprüfung bei Eigenbetrieben und

prüfungspflichtigen Einrichtungen in Verbindung mit § 317 HGB. Der Auftrag um-

fasst gemäß § 106 GO NRW und § 53 Abs. 1 Nrn. 1 und 2 HGrG auch die Prüfung

der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und die Darstellung der wirtschaftli-

chen Verhältnisse. Dabei wurde der hierzu vom IDW veröffentlichte Prüfungsstan-

dard IDW PS 720 „Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprüfung

nach § 53 HGrG“ beachtet. Über diese Prüfung berichten wir in Tz. 6 (Feststellun-

gen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages) gesondert.

Nach § 10 EigVO NRW haben die Alteneinrichtungen Maßnahmen zur Erhaltung

des Vermögens und der Leistungsfähigkeit zu ergreifen. Hierzu ist u. a. ein Überwa-

chungssystem einzurichten, das es ermöglicht, etwaige bestandsgefährdende Ent-
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wicklungen frühzeitig zu erkennen. Über die Feststellungen zum Risikofrüherken-

nungssystem berichten wir unter Tz. 5 gesondert.

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehört nur insoweit zu

den Aufgaben der Abschlussprüfung, als sich aus diesen anderen Vorschriften übli-

cherweise Rückwirkungen auf die dargestellten Prüfungsgegenstände ergeben. Ei-

ne Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbeson-

dere ob alle Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Ge-

genstand unseres Prüfungsauftrags. 

Die Betriebsleitung der Alteneinrichtungen ist für die Buchführung und die Aufstel-

lung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes sowie die uns gemachten Anga-

ben verantwortlich. Unsere Aufgabe ist es, die uns vorgelegten Unterlagen und die

gemachten Angaben im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung unter Einbezie-

hung der Buchführung zu beurteilen.

Die Jahresabschlussprüfung haben wir im April 2018 vor Ort durchgeführt. Weitere

Prüfungshandlungen und die Fertigung des Prüfungsberichtes erfolgten in unseren

Büroräumen in Köln. 

Alle von uns erbetenen Auskünfte, Aufklärungen und Nachweise sind uns von der

Betriebsleitung und den zur Auskunft benannten Mitarbeitern bereitwillig erbracht

worden. Ergänzend hierzu hat uns die Betriebsleitung in der berufsüblichen Vollstän-

digkeitserklärung schriftlich bestätigt, dass in der Buchführung und in dem zu prü-

fenden Jahresabschluss alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtun-

gen, Wagnisse und Abgrenzungen berücksichtigt, sämtliche Aufwendungen und Er-

träge enthalten, alle erforderlichen Angaben gemacht und uns alle bestehenden

Haftungsverhältnisse bekannt gegeben worden sind. 

In der Erklärung wird auch versichert, dass der Lagebericht hinsichtlich erwarteter

Entwicklungen alle für die Beurteilung der Lage der Alteneinrichtungen wesentlichen

Gesichtspunkte sowie die nach § 289 HGB erforderlichen Angaben enthält. Vorgän-

ge von besonderer Bedeutung nach dem Schluss des Geschäftsjahres haben sich

nach dieser Erklärung nicht ergeben und sind uns bei unserer Prüfung nicht bekannt

geworden.
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Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB und § 106 GO NRW

unter Beachtung berufsüblicher Grundsätze sowie der Prüfungsstandards und -hin-

weise des IDW vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu planen und durchzu-

führen, dass mit hinreichender Sicherheit beurteilt werden kann, ob die

Buchführung, der Jahresabschluss und der Lagebericht frei von Unrichtigkeiten und

Verstößen sind.

Im Rahmen der Prüfung werden Nachweise für die Angaben in Buchführung,

Jahresabschluss sowie Lagebericht überwiegend auf der Basis der bewussten

Auswahl beurteilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten

Bilanzierungs-, Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und der wesentlichen Ein-

schätzungen der Betriebsleitung sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des

Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir sind der Auffassung, dass unsere

Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unser Prüfungsurteil bildet.

Die von uns durchgeführte Prüfung hielt sich in dem für die Untersuchung der Be-

weiskraft der Buchführung erforderlichen und für die Prüfung von Ausweis, Nach-

weis und Angemessenheit der Wertansätze der Bilanzposten gebotenen Rahmen.

Auf dieser Basis haben wir die Prüfung des Jahresabschlusses und des

Lageberichtes unter Beachtung der Grundsätze gewissenhafter Berufsausübung mit

der Zielsetzung angelegt, wesentliche Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die ge-

setzlichen Vorschriften zur Rechnungslegung zu erkennen, die sich auf die

Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Bildes der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage i. S. d. § 264 Abs. 2 HGB wesentlich auswir-

ken, jedoch ohne spezielle Ausrichtung auf eine Unterschlagungsprüfung.

Grundlage unseres risikoorientierten Prüfungsansatzes ist die Erarbeitung einer Prü-

fungsstrategie. Ausgehend von der Beurteilung des wirtschaftlichen und rechtlichen

Umfeldes der Alteneinrichtungen sowie ihrer Ziele, Strategien und Geschäftsrisiken

werden kritische Prüfungsgebiete identifiziert. Im Rahmen dieser Vorgehensweise

haben wir für das Geschäftsjahr folgenden Schwerpunkt gebildet:

  Bestand und Genauigkeit des Anlagevermögens 

Im Rahmen seiner Beurteilung haben wir die Wirksamkeit des rechnungslegungsbe-
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zogenen internen Kontrollsystems sowie die zugrunde liegenden Prozessabläufe ge-

prüft. Die Erkenntnisse aus der Prüfung der Prozesse und des internen Kontroll-

systems haben wir bei der Auswahl der analytischen Prüfungshandlungen und der

Einzelfallprüfungen berücksichtigt. Den Umfang unserer Einzelfallprüfungen haben

wir durch bewusste Auswahl bestimmt. Die Auswahl wurde so vorgenommen, dass

sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten des Jahresabschlusses

Rechnung trägt und es ermöglicht, die Einhaltung der gesetzlichen Rechnungsle-

gungsvorschriften ausreichend zu prüfen.

Die dem Lagebericht zugrunde liegenden Prämissen und Prognosen wurden

hinsichtlich ihrer Plausibilität geprüft. 

Bei der Auswahl von Art und Umfang der Prüfungshandlungen haben wir die Grund-

sätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit beachtet; ferner wurden auch

Feststellungen aus vorangegangenen Jahresabschlussprüfungen berücksichtigt. 

Im Rahmen der Nachweisprüfung wurden Engagementbestätigungen der Kreditinsti-

tute eingeholt.

Auf die Einholung schriftlicher Auskünfte von Rechtsanwälten haben wir aufgrund

fehlender Anhaltspunkte für anhängige Rechtsstreitigkeiten und entsprechender

Auskünfte der gesetzlichen Vertreter sowie fehlender Hinweise in der Vollständig-

keitserklärung verzichtet.

Saldenbestätigungen von Lieferanten haben wir auf Basis unserer Risikobeurteilung

und unter Berücksichtigung der verfügbaren Prüfungsnachweise nicht eingeholt. Wir

haben uns durch alternative aussagebezogene Prüfungshandlungen eine hinrei-

chende Prüfungssicherheit verschafft.

In der Prüfungsplanung haben wir neben dem oben beschriebenen Prüfungsansatz

den zeitlichen Prüfungsablauf und den Einsatz von Mitarbeitern festgelegt. 

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen

sind in unseren Arbeitspapieren festgehalten.

15810-201703 19

 

  

23 von 94 in Zusammenstellung



4 Feststellungen und Erläuterungen zur Rechnungslegung

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne

Kontrollsystem ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete

Erfassung und Buchung der Geschäftsvorfälle. Die Organisation des Rechnungswe-

sens ist den Verhältnissen der Alteneinrichtungen angemessen. Die Buchführung

und die weiteren geprüften Unterlagen einschließlich des Belegwesens der Altenein-

richtungen entsprechen damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vor-

schriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung und den

ergänzenden Bestimmungen der EigVO NRW. Die Prüfung ergab keine Einwendun-

gen.

Im Rahmen unserer Jahresabschlussprüfung sind uns keine Sachverhalte bekannt

geworden, die uns zu der Annahme veranlassen, dass die Sicherheit der für die

Zwecke der Rechnungslegung verarbeiteten Daten und IT-Systeme zum

31. Dezember 2017 nicht gewährleistet ist.

4.1.2 Jahresabschluss

Ausgangspunkt der Prüfung war der von Dr. Schumacher & Partner GmbH, Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft, Münster, geprüfte und mit

einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk vom 7. April 2017 testierte Jahres-

abschluss zum 31. Dezember 2016; er wurde mit Beschluss des Sozialausschusses

der Stadt Oberhausen vom 3. Juli 2017 festgestellt. 

Im Jahresabschluss der Alteneinrichtungen wurden alle für die Rechnungslegung

geltenden gesetzlichen Vorschriften einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung und alle rechtsformgebundenen oder wirtschaftszweigspezifischen Re-

gelungen beachtet. Bilanz und Gewinn- und Verlustrechnung sind ordnungsgemäß

aus der Buchführung entwickelt. Die gesetzlich vorgeschriebenen Ansatz-, Ausweis-

und Bewertungsvorschriften wurden beachtet. Die Gliederung der Bilanz (Anlage I)

erfolgt gemäß § 266 HGB. Die Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage II) wurde nach
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dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 HGB gegliedert. Außerdem wur-

den die speziellen Vorschriften der §§ 21 bis 25 EigVO NRW beachtet.

Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben sowie die wahlweise in den Anhang über-

nommenen Angaben sind vollständig und zutreffend dargestellt. 

Der Anhang ist klar und übersichtlich. Alle gesetzlich geforderten Einzelangaben so-

wie die wahlweise in den Anhang übernommenen Angaben zur Bilanz sowie zur

Gewinn- und Verlustrechnung sind vollständig und zutreffend dargestellt. Der im An-

hang beigegebene Anlagennachweis wurde entsprechend den Bestimmungen des

§ 24 Abs. 2 EigVO NRW erstellt.

Hinsichtlich des Prüfungsschwerpunktes haben sich keine Einwendungen ergeben.

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetz-

lichen Vorschriften.

4.1.3 Lagebericht

Der Lagebericht (Anlage IV) steht in Einklang mit dem Jahresabschluss sowie den

bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen und vermittelt insgesamt eine zutreffen-

de Vorstellung von der Lage der Alteneinrichtungen. Im Lagebericht sind die wesent-

lichen Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dargestellt und

alle vorgeschriebenen Angaben enthalten. Der Lagebericht entspricht damit nach

unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften.

4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Nach unserer pflichtgemäß durchgeführten Prüfung sind wir der Überzeugung, dass

der Jahresabschluss insgesamt, d. h. im Zusammenwirken von Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung sowie Anhang unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage  vermittelt.
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4.2.2 Wesentliche Bewertungsgrundlagen

Die auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bewertungsmethoden

wurden beibehalten, ebenso wurden bestehende mögliche Ausweiswahlrechte in

Übereinstimmung zum Vorjahr vorgenommen. Zu weiteren Einzelheiten verweisen

wir auf den Anhang.

Für die Gebäudeabschreibungen sind als betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer zwi-

schen 50 und 33 Jahre zugrunde gelegt. 

4.3 Wirtschaftliche Lage und sonstige Erläuterungen

Nach einem Überblick über die betrieblichen Daten wird im Folgenden zur Ertragsla-

ge durch einen Periodenvergleich Stellung genommen. Anschließend wird anhand

der Vermögens- und Kapitalstruktur, der Deckung und der Liquiditätslage die

Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft dargestellt.

4.3.1 Betriebliche Daten

Grundlagen

Zweck der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen als gemeinnützige öffent-

liche Einrichtung ist die vermögensrechtliche Erhaltung, Verwaltung und Weiterent-

wicklung der Grundstücks- und Gebäudekomplexe zur Ermöglichung der Unterbrin-

gung, Betreuung, Versorgung sowie der ambulanten und stationären Pflege in der

Regel alter Menschen.

Die ASO Alteneinrichtungen umfassen die Einrichtungen an der Elly-Heuss-Knapp-

Straße, das Louise-Schroeder-Heim sowie das Louise-Schroeder-Tagespflege-

zentrum, die Seniorenresidenz am OLGA-Park und das Tagespflegezentrum am

Steigerhaus.
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Die Einrichtungen an der Elly-Heuss-Knapp-Straße umfassen folgende Betriebsteile:

- stationäres Pflegeheim Haus Bronkhorstfeld mit 99 Pflegeplätzen,

- 86 Altenwohnungen ("Haus 7/9"),

- 80 Altenwohnungen ("Bungalows"),

- 58 Altenwohnungen ("Haus 5/5a") im Eigentum der ASO gGmbH,

- 11 Mitarbeiterwohnungen,

- Elly-Heuss-Knapp-Quartier / Häuslicher Pflegedienst.

Das Louise-Schroeder-Heim ist eine vollstationäre Pflegeeinrichtung mit ehemals

300 Plätzen.

Das Louise-Schroeder-Tagespflegezentrum ist eine teilstationäre Einrichtung mit

14 Plätzen.

Die Seniorenresidenz am OLGA-Park ist eine vollstationäre Pflegeeinrichtung mit

60 Plätzen.

Das Tagespflegezentrum am Steigerhaus ist eine teilstationäre Einrichtung mit

12 Plätzen.

Verpachtung der Grundstücks- und Gebäudekomplexe an der Elly-Heuss-Knapp-

Straße (ohne Haus Bronkhorstfeld) und des Louise-Schroeder-Heims an die ASO

gGmbH

Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen ver-

pachtet als Verpächterin der ASO gGmbH die Grundstücks- und Gebäudekomplexe

an der Elly-Heuss-Knapp-Straße in Sterkrade ohne das Haus Bronkhorstfeld und

das Louise-Schroeder-Heim in Osterfeld.

Entsprechend den abgeschlossenen Pachtverträgen besteht das Vertragsverhältnis

seit dem 1. Januar 2002. Es wurde auf unbestimmte Zeit abgeschlossen, wobei eine

Aufhebung nur im beiderseitigen Einvernehmen möglich ist.

15810-201703 23

 

  

27 von 94 in Zusammenstellung



Als Pachtzins hat die Pächterin die bilanziellen Abschreibungen, mit Ausnahme

eventuell anfallender außerplanmäßiger Abschreibungen, der Gebäude und den

Zinsdienst der Darlehen für die Grundstücke und Gebäude zuzüglich eventueller

Verwaltungskostenbeiträge zu entrichten. Der Pachtzins ist hierbei so zu bemessen,

dass der Verpächterin über die gesamte Laufzeit der für Investitionszwecke aufge-

nommenen Darlehen finanzielle Mittel zur Deckung des Schuldendienstes zur Verfü-

gung stehen.

Als laufende Darlehen zu Beginn des Pachtverhältnisses gelten alle ausgewiesenen

Darlehen der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „ASO Alteneinrichtungen der Stadt

Oberhausen“ zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2001.

Sämtliche auf die Pachtobjekte entfallenden Bewirtschaftungskosten (Strom, Gas,

Wasser usw.) und Grundbesitzabgaben trägt die Pächterin.

Die Pächterin verpflichtet sich, die Substanz des gepachteten Anlagevermögens zu

erhalten und zu erneuern. Die Pächterin führt eigenverantwortlich Unterhaltungs-

und Instandhaltungsarbeiten im Bereich der Einrichtung für eigene Rechnung durch

und übernimmt somit sämtliche mit der Abwicklung dieser Baumaßnahmen verbun-

denen Aufwendungen.

Die Bausubstanz betreffende Investitionen (Erweiterung, Neubau), soweit es sich

nicht um Pächtereinbauten handelt, sind alleinige Sache der Verpächterin.

Pächtereinbauten sind mit der Verpächterin abzustimmen. Bei Beendigung des

Pachtvertrages erhält die Pächterin eine Entschädigung in Höhe des jeweiligen

Restbuchwertes der Pächtereinbauten.

Der Abschluss von Versicherungen jeder Art obliegt der Pächterin.

Die Pächterin ist im Rahmen ihrer Aufgaben berechtigt, Unterverpachtungen oder

Untervermietungen vorzunehmen.

Verpachtung des Gebäudes Haus Bronkhorstfeld an die ASO gGmbH

Die eigenbetriebsähnliche Einrichtung Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen ver-

pachtet als Verpächterin der ASO gGmbH das Gebäude sowie die dazu gehörenden
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Außenanlagen und Stellplätze betreffend Haus Bronkhorstfeld.

Beginn des Pachtverhältnisses war der 20. November 2006 (Übergabezeitpunkt des

Pachtgegenstandes). Gemäß abgeschlossenem Pachtvertrag beträgt die Pachtzeit

zunächst 25 Jahre. Der Pachtvertrag sieht für beide Seiten Gründe vor, die eine

fristlose Aufkündigung des Pachtverhältnisses ermöglichen. 

Der Pachtzins ist zum Zeitpunkt der betriebsfertigen Übergabe auf der Basis der

gültigen refinanzierbaren Investitionskosten nach der Verordnung über die geson-

derte Berechnung nicht geförderter Investitionsaufwendungen für Pflegeeinrichtun-

gen nach dem PfG NW (GesBerVO) festgelegt worden (Mietmodell). Eine Anpas-

sung erfolgt jeweils gemäß der nach der GesBerVO vorgesehenen Fortschreibung

auf der Basis der Entwicklung des Verbraucherpreisindex. Ab dem Jahr 2019 ermit-

telt sich die Höhe des Investitionskostensatzes des Haus Bronkhorstfeld nach den

Bestimmungen der Verordnung zur Ausführung des Alten- und Pflegegesetzes

Nordrhein-Westfalen (APG DVO NRW). 

Die Pächterin trägt alle Kosten, die durch die Nutzung des Gebäudes und Grund-

stücks entstehen, mit Ausnahme öffentlicher Beiträge nach dem Kommunalabga-

bengesetz oder Baugesetzbuch. Die Pächterin übernimmt alle Kosten, die mit der

Bewirtschaftung bzw. Ausstattung des Objektes zusammenhängen sowie die Kosten

für die von der Verpächterin abzuschließenden Haftpflicht-, Feuer-, Leitungswasser-,

Sturm- und Inventarversicherungen, die das Grundstück und das Gebäude betref-

fen. Zudem übernimmt die Pächterin die Pflege der Außenanlagen sowie die Kosten

der Wartung der EDV-Software.

Die Verpächterin ist zur ordnungsgemäßen Instandhaltung und Instandsetzung des

Objektes verpflichtet. Sie übernimmt auch alle Kosten der Wartung von Anlagen,

Einrichtungen und Geräten nach den bestehenden rechtlichen Vorschriften.

Der Pachtvertrag trifft darüber hinaus Regelungen betreffend die Ersatzbeschaffung

von Inventar; hierfür ist ein jährliches Budget vereinbart.

Bauliche Veränderungen dürfen nur mit vorheriger schriftlicher Erlaubnis der Ver-

pächterin vorgenommen bzw. beseitigt werden.
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Verpachtung des Geländes von Haus II an die ASO gGmbH

Mit Vertrag vom 17. Juli 2009 wurde die bislang im Wesentlichen mit Haus II bebau-

te Grundstücksfläche ausparzelliert und besonderen vertraglichen Regelungen un-

terworfen.

Diese sehen für diese Teilfläche eine Pachtdauer von 50 Jahren vor, verpflichten

den ASO Eigenbetrieb als Verpächterin zum Abriss der auf der Teilfläche befindli-

chen Gebäudesubstanz und berechtigen die ASO gGmbH als Pächterin, die über-

lassene Fläche zu satzungsgemäßen Zwecken zu nutzen, insbesondere zu bebauen

und an Dritte weiter zu verpachten. Der Pachtzins setzt sich zusammen aus einem

einmaligen Zuschuss für den vom ASO Eigenbetrieb zu tragenden Abriss von Haus

II (in 2010) und dauerhaft jährlichen Zuschüssen in Höhe der noch auf Haus II lie-

genden jährlichen Darlehensverpflichtungen.

Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen wurden jedoch von der ASO gGmbH die

mit dem Bau ggf. verbundenen Risiken als zu hoch eingeschätzt, so dass der Auf-

sichtsrat der ASO gGmbH sich im Dezember 2009 für die Alternative des Wirt-

schaftsplans 2010 entschieden hatte, die den ursprünglich geplanten Neubau nicht

mehr vorsah.

Verkauf des Geländes von „Haus am Brunnen“ (Haus I) an die ASO gGmbH und

Herausnahme aus dem Pachtvertrag

In 2011 wurde das Gelände von Haus I einschließlich des Saales aus dem Pachtver-

trag herausgenommen und an die ASO gGmbH veräußert. Auf der durch Abriss von

Haus I frei werdenden Fläche wurden zwei sich gegenüberliegende Gebäude Haus

5/5a mit 30 bzw. 28 Wohnungen errichtet. Die Wohnungen verteilen sich auf jeweils

3 Geschosse zuzüglich Staffelgeschoss. In den beiden Staffelgeschossen entstan-

den pro Gebäude 4 frei finanzierte Wohnungen, während die übrigen 50 Wohnungs-

einheiten mit öffentlichen Fördergeldern errichtet wurden.
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4.3.2 Ertragslage

Ergebnisanalyse

Das Jahresergebnis hat sich im Vorjahresvergleich wie folgt entwickelt:

2017 2016 2015
Veränderung
2017/2016

TEUR TEUR TEUR TEUR

Jahresergebnis 14 218 93 -204

Bereinigte Abschreibungen 772 897 911 -125

Jahresergebnis vor
bereinigten Abschreibungen 786 1.115 1.004 -329

Periodenvergleich

2017 2016 2015
Veränderung
2017/2016

E R T R A G TEUR TEUR TEUR TEUR %

Umsatzerlöse

Miet- und Pachterträge 2.069 2.298 2.217 -229 10,0

Sonstige Umsatzerlöse 8 5 2 3 60,0

Sonstige betriebliche Erträge 1 0 0 1

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 19 19 18 0 0,0

2.097 2.322 2.237 -225 9,7

A U F W A N D

Sonstige betriebliche Aufwendungen

Verwaltungsbedarf 103 85 105 18 21,2

Steuern, Abgaben, Versicherungen 220 220 211 0 0,0

Instandhaltung, Ersatzbeschaffung 305 184 167 121 65,8

Sonstige ordentliche Aufwendungen 49 50 48 -1 2,0

Abschreibungen 791 916 929 -125 13,6

Zinsen und ähnliche Aufwendungen 615 649 683 -34 5,2

Übrige Aufwendungen 0 0 1 0 0,0

2.083 2.104 2.144 -21 1,0

Jahresergebnis 14 218 93 -204
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Die wichtigsten Ertrags- und Aufwandsveränderungen werden im Folgenden erläu-

tert. 

E R T R A G

Der Rückgang der Erträge aus Vermietung und Verpachtung resultiert insbesondere

aus den rückläufigen Abschreibungen und Zinsaufwendungen die von der ASO

GmbH für die Nutzung des Gebäudekomplexes an der Elly-Heuss-Knapp-Straße

(ohne Haus Bronkhorstfeld) und des Louise-Schroeder-Heims zu entrichten sind.

Die Erträge haben sich um 233 TEUR auf 1.042 TEUR verringert (Vorjahr

1.275 TEUR).  Die Erträge aus der Verpachtung des Hauses Bronkhorstfeld sind ge-

genüber dem Vorjahr mit 793 TEUR unverändert. Die Erträge aus der Abrechnung

von Nebenkosten haben 222 TEUR betragen (Vorjahr 233 TEUR). 

A U F W A N D

Für die Verwaltungsaufwendungen ergibt sich folgende Entwicklung:

2017 2016 2015
Veränderung
2017/2016

TEUR TEUR TEUR TEUR %

Verwaltungskostenerstattung
ASO GmbH 47 29 29 18 62,1

Verwaltungskostenerstattung
Stadt Oberhausen 29 29 25 0 0,0

Erstattungsbetrag des
Verwaltungskostenanteils der Darlehen
an die Stadt Oberhausen 14 15 16 -1 6,7

Beratungs- und Prüfungsaufwand 12 11 35 1 9,1

Sonstiger Verwaltungsbedarf 1 1 0 0 0,0

103 85 105 18 21,2

Der Anstieg der Instandhaltungsaufwendungen ist auf die Erneuerung der Fernwär-

meanschlüsse im Elly-Heuss-Knapp-Quartier zurückzuführen (119 TEUR).
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4.3.3 Vermögens- und Finanzlage

Vermögens- und Kapitalstruktur

31.12.2017 31.12.2016
Verände-

rung
TEUR % TEUR % TEUR

A K T I V S E I T E

Langfristiges Vermögen

Sachanlagen 22.040 90,4 22.573 88,8 -533

Kurzfristiges Vermögen

Forderungen aus Lieferungen und
Leistungen 58 101 -43

Geldmittel 2.286 2.753 -467

2.344 9,6 2.854 11,2 -510

24.384 100,0 25.427 100,0 -1.043

P A S S I V S E I T E

Langfristiges Kapital

Eigenkapital 5.807 5.793 14

Sonderposten für Zuwendungen 465 484 -19

Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt
Oberhausen 17.951 18.979 -1.028

24.223 99,3 25.256 99,3 -1.033

Kurzfristiges Kapital

Kurzfristige sonstige Rückstellungen 113 119 -6

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und
Leistungen 44 48 -4

Übrige Verbindlichkeiten und
Rechnungsabgrenzungsposten 4 4 0

161 0,7 171 0,7 -10

24.384 100,0 25.427 100,0 -1.043
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Die wesentlichen Veränderungen werden wie folgt erläutert. 

Langfristiger Bereich

Der Veränderung im Bestand des Sachanlagevermögens ergibt sich bei Investitio-

nen des Berichtsjahres von 257 TEUR aus Abschreibungen von 791 TEUR. Die Zu-

gänge betreffen in Höhe von 187 TEUR Planungskosten des Ersatzneubaus des

Haus III des Louise-Schroeder-Heims sowie die Geschäftsausstattung Haus Bronk-

horstfeld. Im Einzelnen verweisen wir auf den im Anhang dargestellten Anlagen-

nachweis.

Der Sonderposten aus Investitionszuschüssen wurde planmäßig aufgelöst.

Die langfristigen Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Oberhausen wurden in Hö-

he von 1.028 TEUR planmäßig getilgt.

Kurzfristiger Bereich

Die Forderungen aus Lieferungen und Leistungen betreffen im Wesentlichen die

ASO GmbH und haben sich gegenüber dem Vorjahresbilanzstichtag verringert.

Die Entwicklung des Geldmittelbestandes wird in der nachfolgenden Kapitalfluss-

rechnung dargestellt. 

Deckung

Aus der Gegenüberstellung des langfristigen Kapitals und der Vermögenswerte ent-

sprechender Fristigkeit lässt sich im Vorjahresvergleich folgende Deckung ermitteln: 

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung
TEUR TEUR TEUR

Langfristiges Kapital 24.223 25.256 -1.033

Langfristiges Vermögen -22.040 -22.573 533

Überdeckung 2.183 2.683 -500

Die Deckung hat sich gegenüber dem Bilanzstichtag des Vorjahres um 500 TEUR

verringert. Die betriebswirtschaftlich wünschenswerte Übereinstimmung von Kapital-
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bindungs- und Kapitalüberlassungsfristen ist weiterhin gegeben. Die Veränderung ist

auf folgende Faktoren zurückzuführen:

TEUR TEUR
Finanzwirtschaftlicher Überschuss

Jahresüberschuss 14

Abschreibungen 791

Erträge aus der Auflösung von Sonderposten -19 786

Investitionen -258

Tilgung Darlehen Stadt Oberhausen -1.028

-500

Liquiditätslage

Die vorstehende Überdeckung stellt das Netto-Umlaufvermögen bzw. die Liquidität

auf mittlere Sicht als Ausgangspunkt weiterer Liquiditätsbetrachtungen dar.

31.12.2017 31.12.2016 Veränderung
TEUR TEUR TEUR

Liquidität auf mittlere Sicht/
Netto-Umlaufvermögen/
Liquidität auf kurze Sicht 2.183 2.683 -500

Betriebsgewöhnlicher
monatlicher Finanzbedarf 106 97 9

Deckungsfaktor in Monaten (Verhältnis
Liquidität auf kurze Sicht zu betriebs-
gewöhnlichem Finanzbedarf) 20,6 27,7 -7,1

Wir weisen darauf hin, dass die Betrachtungen zur Zahlungsbereitschaft stichtags-

bezogen sind. Eine längerfristige Prognose ist aus ihnen wegen der Änderung der

Bezugsgrößen durch nachfolgende Geschäftsvorfälle nicht ohne weiteres ableitbar.

15810-201703 31

 

  

35 von 94 in Zusammenstellung



Kapitalflussrechnung

2017 2016
TEUR TEUR

1. Jahresergebnis 14 218

2. Abschreibungen auf Gegenstände des
Anlagevermögens 791 916

3. Veränderung der Rückstellungen -6 -12

4. Auflösung von Sonderposten und sonstige
zahlungsunwirksame Erträge und Aufwendungen -19 -19

5. Veränderung der Vorräte, der Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen sowie sonstiger Aktiva 43 -71

6. Veränderung der Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen sowie anderer Passiva -4 44

7. Zinsaufwendungen 615 649

8. Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 1.434 1.725

9. Investitionen in das Anlagevermögen/
Cashflow aus der Investitionstätigkeit -258 -155

10. Einzahlungen aus Fördermitteln 0 6

11. Auszahlungen aus der Tilgung von Darlehen -1.028 -1.018

12. Gezahlte Zinsen -615 -649

13. Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit -1.643 -1.661

14. Zahlungswirksame Veränderungen des
Finanzmittelfonds -467 -91

15. Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 2.753 2.844

16. Finanzmittelfonds am Ende der Periode 2.286 2.753
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5 Feststellungen zum Risikofrüherkennungssystem

Gemäß § 10 Abs. 1 EigVO NRW sind entsprechende Maßnahmen zur Erhaltung

des Vermögens und der Leistungsfähigkeit zu ergreifen. Hierzu ist u. a. ein Überwa-

chungssystem einzurichten, das geeignet ist, Entwicklungen, die den Fortbestand

der Einrichtung gefährden, frühzeitig zu erkennen. Entsprechend den Vorschriften

der EigVO NRW gehören zu einem Risikofrüherkennungssystem die folgenden Pro-

zessschritte:

- die Risikoidentifikation,

- die Risikobewertung,

- Maßnahmen der Risikobewältigung einschließlich der Risikokommunikation,

- die Risikoüberwachung und

- die Dokumentation.

Das Risikofrüherkennungssystem sollte dabei auf drei Säulen ruhen. Diese sind ein

Internes Überwachungssystem, das organisatorische Sicherungsmaßnahmen sowie

interne Kontrollen umfasst, ein Controlling, das die Komponenten der Planung,

Steuerung, Informationsversorgung und Kontrolle integriert, sowie ein Frühwarn-

system.

Grundsätzlich verfügen die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen über ein

Internes Überwachungssystem, das durch organisatorische Sicherungsmaßnahmen

sowie interne Kontrollen institutionalisiert ist.

Ein Controlling ist für die Einrichtung vorhanden. Das Controlling-Berichtswesen um-

fasst u. a. einen Wirtschaftsplan, bestehend aus Erfolgs- und Vermögensplan, einen

Finanzplan sowie einen Stellenplan. Die Planungsrechnungen entsprechen den An-

forderungen gemäß § 14 EigVO NRW. Der Vermögensplan stellt die Mittelherkunft

und Mittelverwendung des jeweiligen Berichtsjahres gegenüber. Anhand des Er-

folgsplans werden wesentliche Ertrags- und Aufwandspositionen der Gewinn- und

Verlustrechnung gegenübergestellt.
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Durch die Einrichtung des Frühwarnsystems im Berichtsjahr 2014 können latente

Gefahren und Risiken mit Hilfe von Frühwarnindikatoren im zeitlichen Verlauf identi-

fiziert und ggf. analysiert werden, um so rechtzeitig geeignete Gegenmaßnahmen

einleiten zu können.

Zur Sicherstellung der dauerhaften, personenunabhängigen Funktionsfähigkeit ei-

nes Risikofrüherkennungssystems wurden die sachgerechte Zuordnung von Aufga-

ben und Verantwortung zum Zweck der Umsetzung strategischer Entscheidungen

sowie

- der Ausbau des Controlling sowie

- der Aufbau eines Frühwarnsystems

als notwendige Bestandteile eines Risikofrüherkennungsystems umgesetzt.

Hiermit kann eine planmäßige Erfassung und Bewertung der möglichen Risiken er-

folgen. Die zu treffenden Einzelmaßnahmen werden in einem den Verhältnissen der

Einrichtung angemessenen System organisiert und in eine kontinuierliche Risikobe-

obachtung eingebunden.

Hierzu liegt ein Risikohandbuch vor, in das die organisatorischen Regelungen und

Maßnahmen zur Errichtung eines Risikomanagementsystems aufgenommen wur-

den.
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6 Feststellungen aus der Erweiterung des Prüfungsauftrages

Prüfung der Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und Darstellung

der wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG

Bei unserer Prüfung haben wir auftragsgemäß die Vorschriften des § 53 Abs. 1

Nrn. 1 und 2 HGrG und den hierzu vom IDW nach Abstimmung mit dem Bundesmi-

nisterium der Finanzen, dem Bundesrechnungshof und den Landesrechnungshöfen

veröffentlichten Prüfungsstandard  IDW PS 720 "Berichterstattung über die Erweite-

rung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG" beachtet. 

Dementsprechend haben wir auch geprüft, ob die Geschäfte ordnungsgemäß, d. h.

mit der erforderlichen Sorgfalt und in Übereinstimmung mit den einschlägigen han-

delsrechtlichen Vorschriften und den Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages ge-

führt worden sind.

Wir prüften insbesondere:

 die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungsorganisation,

 die Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsführungsinstrumentariums,

 die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführungstätigkeiten,

 die Vermögens- und Finanzlage,

 die Ertragslage.

Die erforderlichen Feststellungen haben wir in diesem Bericht in der Anlage VII

(Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung und zu den wirt-

schaftlichen Verhältnissen nach § 53 HGrG für das Geschäftsjahr 2017) dargestellt.

Über diese Feststellungen hinaus hat unsere Prüfung keine Besonderheiten erge-

ben, die nach unserer Auffassung für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der

Geschäftsführung von Bedeutung sind.
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7 Wiedergabe des Bestätigungsvermerkes und Schlussbemerkung

Aufgrund der von uns durchgeführten Prüfung und der uns gegebenen Aufklärungen

und Nachweise haben wir den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2017 und den

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 der

ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen,

Oberhausen,

mit dem im Folgenden wiedergegebenen Bestätigungsvermerk versehen:

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Oberhausen

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den

Lagebericht der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Oberhausen, für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung

und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen han-

delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der EigVO NRW

liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der Alteneinrichtungen. Unsere Auf-

gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den

Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu

planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender

Sicherheit erkannt werden.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-
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schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der

Alteneinrichtungen sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im

Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-

ternen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,

Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-

teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze

und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-

gung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes. Wir

sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für

unsere Beurteilung bildet.

Unsere Prüfung hat zu keinen Einwendungen geführt.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse

entspricht der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden

Bestimmungen der EigVO NRW und vermittelt unter Beachtung der Grundsätze ord-

nungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Alteneinrichtungen. Der

Lagebericht steht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht  den gesetzlichen

Vorschriften, vermittelt insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Altenein-

richtungen und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung

zutreffend dar.

Köln, 11. Mai 2018

Solidaris Revisions-GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Steuerberatungsgesellschaft

gez. Torsten Hellwig gez. Jan Ramthun
Torsten Hellwig Jan Ramthun

Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen
Oberhausen

Bilanz zum 31. Dezember 2017

A K T I V S E I T E

31.12.2017 31.12.2016

EUR TEUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

Sachanlagen

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte und Bauten
einschließlich der Bauten auf fremden Grundstücken 21.607.079,74 22.375

2. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 132.461,00 85

3. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 300.016,73 113

22.039.557,47 22.573

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 57.894,90 101

II. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 2.286.456,13 2.753

24.383.908,50 25.427

Anlage I/1
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P A S S I V S E I T E

31.12.2017 31.12.2016

EUR TEUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital 1.789.521,58 1.790

II. Kapitalrücklage 7.693.659,56 7.694

III. Gewinn-/Verlustvortrag -3.690.311,53 -3.908

IV. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 14.339,90 218

5.807.209,51 5.794

B. SONDERPOSTEN AUS ZUWENDUNGEN ZUR
FINANZIERUNG DES ANLAGEVERMÖGENS 465.329,26 484

C. RÜCKSTELLUNGEN

Sonstige Rückstellungen 112.950,30 119

D. VERBINDLICHKEITEN

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 43.753,79 48
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

43.753,79 EUR (Vorjahr 48 TEUR)

2. Verbindlichkeiten gegenüber der Stadt Oberhausen 17.951.115,12 18.979
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

1.057.102,53 EUR (Vorjahr 1.027 TEUR)
- davon mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr

16.894.012,59 EUR (Vorjahr 17.952 TEUR)

3. Sonstige Verbindlichkeiten 3.550,52 3
- davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

3.550,52 EUR (Vorjahr 3 TEUR)

17.998.419,43 19.030

24.383.908,50 25.427
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ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen
Oberhausen

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2017

2017 2016
EUR TEUR

1. Umsatzerlöse 2.077.892,74 2.303

2. Sonstige betriebliche Erträge 802,18 0

2.078.694,92 2.303

3. Erträge aus der Auflösung von Sonderposten 18.806,71 19

4. Abschreibungen auf immaterielle
Vermögensgegenstände 
des Anlagevermögens und Sachanlagen 790.736,36 916

5. Sonstige betriebliche Aufwendungen 655.308,81 518

Zwischenergebnis 651.456,46 888

6. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 23,74 0

7. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 615.387,20 649

8. Ergebnis vor sonstigen Steuern 36.093,00 239

9. Sonstige Steuern 21.753,10 21

10. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 14.339,90 218

Anlage II

 

  

47 von 94 in Zusammenstellung



 

  

48 von 94 in Zusammenstellung



Anlage III/1 

ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
Oberhausen 

Anhang für das Geschäftsjahr 2017 

1 Allgemeine Angaben 

Die Firma des Unternehmens lautet ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen. 

Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen sind eine eigenbetriebsähnliche 

Einrichtung der Stadt Oberhausen ohne eigene Rechtspersönlichkeit gemäß § 107 

Abs. 2 der GO NRW. Sie betreibt grundsätzlich Vermögensverwaltung. Eine Eintra-

gung registergerichtlicher Art ist daher nicht möglich. 

Sitz des Unternehmens ist Oberhausen. Die Geschäftsleitung befindet sich ebenfalls 

an diesem Ort. 

Für den Jahresabschluss 2017 der Alteneinrichtungen wurden die EigVO NRW für 

das Land Nordrhein-Westfalen sowie die handelsrechtlichen Vorschriften ange-

wandt. 

Die Einrichtung weist zum Abschlussstichtag die Größenmerkmale einer kleinen Ka-

pitalgesellschaft (§ 267 Abs. 1 HGB) auf. Nach § 21 EigVO NRW finden für den Jah-

resabschluss die handelsrechtlichen Vorschriften für große Kapitalgesellschaften 

sinngemäß Anwendung. 

Die Erstellung des Jahresabschlusses erfolgte nach den Vorschriften des HGB. Die 

Gliederung der Bilanz entspricht § 266 HGB, die Gewinn- und Verlustrechnung wird 

nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 Abs. 2 aufgestellt. Die Gliederung 

der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung wurden nach § 265 HGB erweitert. 

In der Gewinn- und Verlustrechnung wurden keine Änderungen im Ausweis der Vor-

jahresbeträge vorgenommen.  

Bei der Bewertung wurde von der Fortsetzung der Unternehmenstätigkeit ausge-

gangen. 
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Anlage III/2 

2 Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

Das Sachanlagevermögen wird zu Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten abzüglich 

der bisher aufgelaufenen und im Geschäftsjahr planmäßig fortgeführten Abschrei-

bungen bewertet. Die Abschreibungen erfolgen nach Maßgabe der betriebsgewöhn-

lichen Nutzungsdauer linear.  

Geringwertige Anlagegüter werden im Zugangsjahr voll abgeschrieben und sind im 

Anlagennachweis als Zugang und Abgang ausgewiesen. 

Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sind zum Nennwert ange-

setzt. Ausfallrisiken sind durch angemessene Wertberichtigungen berücksichtigt.  

Die Guthaben bei Kreditinstituten sind zu ihren Nominalbeträgen angesetzt. 

Die Sonderposten aus Zuwendungen zur Finanzierung des Anlagevermögens wer-

den in Übereinstimmung mit dem Anlagevermögen gebildet und entsprechend den 

Abschreibungen aufgelöst. 

Die sonstigen Rückstellungen berücksichtigen alle erkennbaren Risiken und unge-

wisse Verpflichtungen, die das abgelaufene Geschäftsjahr betreffen. Sie sind mit 

dem nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrag 

angesetzt. 

Die Verbindlichkeiten sind zu ihrem Erfüllungsbetrag angesetzt. 

3 Erläuterungen zur Bilanz 

Die Entwicklung der einzelnen Posten des Anlagevermögens ist im Anlagennach-

weis dargestellt, der diesem Anhang abschließend beigefügt ist. 
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Anlage III/3 

Die Aufgliederung der Verbindlichkeiten nach Restlaufzeiten geht aus dem nachfol-

genden Verbindlichkeitenspiegel hervor. 

 

4 Erläuterungen zur Gewinn- und Verlustrechnung 

Die Aufwendungen und Erträge, die einem anderen Geschäftsjahr zuzuordnen sind, 

betreffen in Höhe von 8 TEUR periodenfremde Erträge, die unter den Umsatzerlö-

sen ausgewiesen werden.  

5  Sonstige Angaben 

5.1 Betriebsleitung 

Betriebsleiter der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen war im Jahr 2017 

Herr Udo Spiecker, Oberhausen.  

Bezüge wurden der Betriebsleitung nicht gewährt.  

5.2 Betriebsausschuss (oder vergleichbares Organ) 

Gemäß § 4 Abs. 1 der Betriebssatzung werden die Aufgaben des Betriebsaus-

schusses vom Sozialausschuss der Stadt Oberhausen wahrgenommen. 

  

Gesamt- bis zu von 1 bis von mehr als

betrag 1 Jahr 5 Jahren 5 Jahren

EUR EUR EUR EUR

1. Verbindlichkeiten aus

Lieferungen und

Leistungen 43.753,79 43.753,79 0,00 0,00

2. Verbindlichkeiten gegenüber

der Stadt Oberhausen 17.951.115,12 1.057.106,53 3.982.474,84 12.911.533,75

3. Sonstige Verbindlichkeiten 3.550,52 3.550,52 0,00 0,00

17.998.419,43 1.104.410,84 3.982.474,84 12.911.533,75

Davon mit einer Restlaufzeit
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Anlage III/4 

Die Zusammensetzung der Mitglieder des Sozialausschusses war in 2017 wie folgt: 

- Kirsten Oberste-Kleinbeck (Vorsitzende), Hausfrau 

- Ulrike Willing-Spielmann (stellvertretende Vorsitzende), Diplom-Sozialarbeiterin 

- Sebastian Girrullis, Geschäftsführer 

- Sonja Bongers, Rechtsanwältin 

- Beatriks Brands, Hausmeisterin 

- Jochen Kamps, Geschäftsführer 

- Ludgerus Breuckmann, Polizeibeamter i. R. 

- Jörg Pusch, Versorgungstechniker 

- Stefanie Opitz, Erzieherin 

- Dorothee Radtke, Einzelhandelskauffrau 

- Hans-Otto Runkler, Geschäftsführer 

- Ercan Telli, Geschäftsführer 

- Hans Josef Tscharke, Verbandsgeschäftsführer 

- Yannah Selonke, Rechtsreferendarin 

- René Pascheberg, wissenschaftlicher Mitarbeiter 

- Anja Kösling, Bankkauffrau 

- Karin Dubbert, Journalistin 

- Eugen Lenz, Werbeleiter 

- Helmut Bennewa, Fachkraft Logistik-Chemie 

- Kathrin Lösken, Studentin 

- Heike Hansen, Gärtnerin 

- Siegfried Lampe, Krankenpflegehelfer 

- Andrea-Cora Walther, Steuerberaterin 

Bezüge wurden nicht gewährt. 
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5.3 Sonstige finanzielle Verpflichtungen 

Sonstige finanzielle Verpflichtungen bestehen aus Instandhaltungsverträgen in Hö-

he von jährlich 124 TEUR sowie aufgelaufenen Budgetverpflichtungen für Ersatzbe-

schaffungen im Rahmen abgeschlossener Pachtverträge in Höhe von insgesamt 

407 TEUR. 

5.4 Abschlussprüferhonorar 

Das von dem Abschlussprüfer des Jahresabschlusses für das Jahr 2017 berechnete 

Gesamthonorar beläuft sich auf 4 TEUR (ohne Umsatzsteuer) und betrifft Ab-

schlussprüfungsleistungen.  

5.5 Mitarbeiter der ASO Alteneinrichtungen 

Die Arbeitnehmer sind bei der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 

gGmbH, Oberhausen, beschäftigt. 

5.6 Ergebnisverwendungsvorschlag 

Der Betriebsleiter schlägt dem Rat der Stadt Oberhausen vor, den Jahresüber-

schuss in Höhe von 14.339,90 EUR auf neue Rechnung vorzutragen. 

Oberhausen, 15. April 2018 

 
 
 
gez. Udo Spiecker 
   Betriebsleiter  
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Bilanzposten: Anfangs-

A. Anlagevermögen stand Zugang Abgang Endstand

EUR EUR EUR EUR

1 2 3 5 6

Sachanlagen

1. Grundstücke und grundstücksgleiche

Rechte und Bauten einschließlich

Bauten auf fremden Grundstücken 40.212.322,46 0,00 0,00 40.212.322,46

2. Technische Anlagen und Maschinen 1.581.012,54 0,00 0,00 1.581.012,54

3. Betriebs- und

Geschäftsausstattung 246.291,34 70.240,36 5.307,38 311.224,32

4. Geleistete Anzahlungen

und Anlagen im Bau 112.886,43 187.130,30 0,00 300.016,73

42.152.512,77 257.370,66 5.307,38 42.404.576,05

Anlagennachweis für das Jahr 2017

Entwicklung der Anschaffungswerte

Anlage III/6
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Entwicklung der Abschreibungen

Nachrichtlich:
Abschreibungen Rest- Rest-

Anfangs- des Geschäfts- Entnahme buchwerte buchwerte

stand jahres für Abgänge Endstand 31.12.2017 31.12.2016

EUR EUR EUR EUR EUR EUR

7 8/10 9/11 12 13 14

17.837.482,72 767.760,00 0,00 18.605.242,72 21.607.079,74 22.374.839,74

1.581.012,54 0,00 0,00 1.581.012,54 0,00 0,00

161.094,34 22.976,36 5.307,38 178.763,32 132.461,00 85.197,00

0,00 0,00 0,00 0,00 300.016,73 112.886,43

19.579.589,60 790.736,36 5.307,38 20.365.018,58 22.039.557,47 22.572.923,17

Anlage III/7

 

  

55 von 94 in Zusammenstellung



 

  

56 von 94 in Zusammenstellung



   
 

Anlage IV/1 

ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 
Oberhausen 

 

Lagebericht für das Geschäftsjahr 2017 

I. Geschäfts- und Rahmenbedingungen 

 
Der ASO-Verbund 
 

Der ASO-Verbund besteht aus den beiden privatrechtlichen Gesellschaften „ASO Alteneinrich-

tungen der Stadt Oberhausen gGmbH“ und „ASO Service GmbH“ sowie aus der öffent-

lich-rechtlichen eigenbetriebsähnlichen Einrichtung „ASO Alteneinrichtungen der Stadt Ober-

hausen“. 

Dieser Lagebericht bezieht sich ausschließlich auf die eigenbetriebsähnliche Einrichtung. 

Entsprechend der aktuellen Betriebssatzung vom Juni 2015 liegt der Geschäftsbetrieb der ei-

genbetriebsähnlichen Einrichtung in der vermögensrechtlichen Erhaltung, Verwaltung und Wei-

terentwicklung der Grundstücks- und Gebäudekomplexe zur Ermöglichung der Unterbringung, 

Betreuung, Versorgung sowie der ambulanten und der stationären Pflege in der Regel alter 

Menschen. Der Zweck der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung liegt somit nicht im operativen 

Bereich der pflegerischen Dienstleistungspalette, sondern in der eigenen Vermögensverwaltung. 

Organe der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung sind gemäß Eigenbetriebsverordnung und Be-

triebssatzung der Betriebsausschuss und der Betriebsleiter. Die Aufgaben des Betriebsaus-

schusses werden von den Mitgliedern des Sozialausschusses wahrgenommen. Betriebsleiter ist 

Herr Udo Spiecker. 

Abgrenzung der Verantwortlichkeiten zwischen der eigenbetriebsähnlichen 

Einrichtung und der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen gGmbH  

Die Nutzung der sich über die eigenbetriebsähnliche Einrichtung im Eigentum der Stadt Ober-

hausen befindlichen Grundstücks- und Gebäudekomplexe an der Elly-Heuss-Knapp-Straße und 

an der Siepenstraße 30 richtet sich zunächst nach den beiden Pachtverträgen, die am 20. Juni 

2002 zwischen der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und der ASO gGmbH abgeschlossen 

worden sind. Danach ist die ASO gGmbH als Pächterin verpflichtet, die Substanz des gepach-

teten Anlagevermögens zu erhalten und zu erneuern. Dazu führt die Pächterin eigenverantwort- 
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lich Unterhaltungs- und Instandhaltungsarbeiten im Bereich der Einrichtungen für eigene 

Rechnung durch und übernimmt somit sämtliche mit der Abwicklung dieser Baumaßnahmen 

verbundenen Aufwendungen. Die Bausubstanz betreffende Investitionen (Erweiterung, Neubau), 

soweit es sich nicht um sogenannte Pächtereinbauten handelt, sind alleinige Sache der eigen-

betriebsähnlichen Einrichtung als Verpächterin, die sich zur Umsetzung ihrer Projekte der 

Pächterin bedient. Pächtereinbauten sind vor Beginn der jeweiligen Maßnahme mit der Ver-

pächterin abzustimmen. 

Gebäudebezogene Investitionen im handels- und steuerrechtlichen Sinne sind, wie bereits vor 

Gründung der ASO gGmbH im Jahre 2001, über die vermögensverwaltende eigenbetriebsähn-

liche Einrichtung abzuwickeln, da die ASO gGmbH die hierfür entstehenden Kosten nicht bilan-

ziell aktivieren kann (Investition in fremdes Eigentum). 

Der sich auf die Grundstücke und Gebäudekomplexe an der Elly-Heuss-Knapp-Straße bezie-

hende Pachtvertrag vom 20. Juni 2002 wurde am 22.12.2006 dahingehend redaktionell verän-

dert, dass eindeutig klargestellt wurde, dass Sonderabschreibungen von der eigenbetriebsähn-

lichen Einrichtung getragen werden müssen und nicht in den von der ASO gGmbH zu tragenden 

Pachtzins einbezogen werden können. 

Durch eine weitere Änderung des Pachtvertrages vom 22.12.2006 wurde die zum „Haus Bron-

khorstfeld“ gehörende Grundstücksfläche und die zu ihm gehörende Gebäudesubstanz aus der 

Pachtzinsberechnung vom 20.6.2002 herausgelöst und insoweit auf die besonderen Regelungen 

des Pachtvertrages vom 22.12.2006 zwischen der eigenbetriebsähnlichen Einrichtung und der 

ASO gGmbH für das neu errichtete „Haus Bronkhorstfeld“ verwiesen. 

Nach vorangegangener Beschlussfassung durch den Betriebsausschuss  wurde hinsichtlich der 

an der Elly-Heuss-Knapp-Straße gelegenen Grundstücke und Gebäudekomplexe im Juli 2009 

die dritte Änderung des Pachtvertrages vom 20.6.2002 vertraglich vereinbart. Danach wurde die 

bislang im Wesentlichen mit Haus II bebaute Grundstücksfläche ausparzelliert und besonderen 

vertraglichen Regelungen unterworfen. 

Diese sehen für diese Teilfläche eine Pachtdauer von 50 Jahren vor, verpflichteten den ASO 

Eigenbetrieb als Verpächterin zum Abriss der auf der Teilfläche befindlichen Gebäudesubstanz 

und berechtigen die ASO gGmbH als Pächterin, die überlassene Fläche zu satzungsgemäßen 

Zwecken zu nutzen, insbesondere zu bebauen und an Dritte weiter zu verpachten. Der Pachtzins 

setzt sich zusammen aus einem einmaligen Zuschuss für den vom ASO Eigenbetrieb zu tra-
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genden Abriss von Haus II (in 2010) und dauerhaft jährlichen Zuschüssen in Höhe der noch auf 

Haus II liegenden jährlichen Darlehensverpflichtungen. 

Weiterentwicklung der Gebäudestruktur der Elly-Heuss-Knapp-Straße 

Mit dem Abriss von Haus II des aus Haus I und Haus II bestehenden „Haus am Brunnen“ und der 

im Juli 2009 vereinbarten dritten Änderung des Pachtvertrages vom 20.06.2002 sollten die Vo-

raussetzungen für die Errichtung eines Ersatzneubaus geschaffen werden. Dieser sollte ent-

sprechend der Ratsentscheidung aus Februar 2009 auf der Abrissfläche errichtet werden, und 

zwar über die ASO gGmbH.  

Aufgrund veränderter Rahmenbedingungen wurden jedoch von dieser die mit dem Bau gege-

benenfalls verbundenen Risiken als zu hoch eingeschätzt, so dass der Aufsichtsrat der ASO 

gGmbH sich im Dezember 2009 für die Alternative des Wirtschaftsplans 2010 entschieden hatte, 

die den ursprünglich geplanten Neubau nicht mehr vorsah. Die abschließende Entscheidung 

durch die politischen Gremien wurde im Frühjahr 2010 getroffen. Der Rat der Stadt beschloss am 

03.05.2010, von dem ursprünglich geplanten Ersatzneubau abzusehen und den Heimbetrieb im 

„Haus am Brunnen“ (Haus I) spätestens bis zum Ablauf der von Feuerwehr und Bauordnung 

akzeptierten Übergangsfrist (30.06.2011) einzustellen. 

Zugleich wurde vom Rat beschlossen, nach Einstellung des Heimbetriebs das „Haus am Brun-

nen“ abzureißen und die mit dem Abriss verbundenen Kosten von der ASO gGmbH tragen zu 

lassen. Ferner wurde diese verpflichtet, auch die auf dem Haus noch liegenden Darlehensver-

pflichtungen ebenfalls dauerhaft auch nach dem Abriss zu tragen. 

Der Rat der Stadt und der ASO-Aufsichtsrat hatten sich nicht nur gegen den Ersatzneubau, 

sondern auch dafür ausgesprochen, für die durch den Abriss von „Haus am Brunnen“ frei wer-

dende Fläche Nutzungsalternativen unter der Prämisse Wohnen, Betreuen und Versorgen älterer 

Menschen zu erarbeiten. Zugleich wurde der Geschäftsführer der ASO gGmbH von deren Auf-

sichtsrat beauftragt, mit der Stadt Oberhausen als Grundstückseigentümerin Kaufverhandlungen 

hinsichtlich der für die Bebauung notwendigen Fläche aufzunehmen. Darüber hinaus sollte die 

Frage des Erhalts des Saales an der Elly-Heuss-Knapp-Straße bzw. der damit verbundene 

Kostenaufwand über das Architekturbüro Dr. Schramm-Fronemann Partner, Gelsenkirchen, 

geklärt werden. 

Auf der Grundlage der abgearbeiteten Prüfaufträge wurden von der Stadt als Eigentümerin und 

der ASO gGmbH folgende Entscheidungen in 2011 getroffen: 
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 Der Saal an der Elly-Heuss-Knapp-Straße soll nicht abgerissen, sondern neu 

gestaltet werden. 

 Auf der durch den Abriss vom „Haus am Brunnen“ frei werdenden Fläche sollen zwei sich 

gegenüberliegende Gebäude mit 30 bzw. 28 Wohnungen errichtet werden. Die Woh-

nungen verteilen sich auf jeweils 3 Geschosse zuzüglich Staffelgeschoss. In den beiden 

Staffelgeschossen sollen pro Gebäude 4 frei finanzierte Wohnungen entstehen, während 

die übrigen 50 Wohnungseinheiten mit öffentlichen Fördergeldern errichtet werden sollen. 

 Die für den Neubau benötigte Grundstücksfläche wird ebenso wie die auf den Saal ent-

fallende Fläche an die ASO gGmbH veräußert. 

 Die mit dem Abriss von „Haus am Brunnen“ verbundenen Kosten sind von der ASO 

gGmbH zu tragen. 

Am Ende des Jahres 2011 stand fest, dass das von der ASO gGmbH geplante Projekt auch die 

beantragte öffentliche Förderung erfahren würde, so dass die Realisierung des Bauvorhabens 

und eine dauerhafte adäquate Folgenutzung der fraglichen Grundstücksfläche gewährleistet sein 

würden. Der Grundstückskaufvertrag wurde im September 2011 geschlossen, die Eigen-

tumsumschreibung von der Stadt auf die ASO gGmbH erfolgte im Juli 2012. Ende 2012 wurde mit 

dem Bau der beiden Häuser an der Elly-Heuss-Knapp-Straße 5 und 5 a begonnen. Im Juli 2014 

waren alle Wohnungen bezogen. 

Weiterentwicklung der Gebäudestruktur an der Siepenstraße 30 

In den zurückliegenden Berichtsjahren wurde mehrfach auf die Notwendigkeit einer strategischen 

Neuausrichtung der zum Louise-Schroeder-Heim gehörenden Gebäudesubstanz hingewiesen. 

Der Fokus der Überlegungen richtete sich dabei auf Haus III, da dieser Gebäudeteil ohne eine 

umfassende Modernisierung und Brandschutzoptimierung ab August 2018 nicht mehr als stati-

onäre Pflegeeinrichtung genutzt werden dürfte. Nach Abwägung aller Vor- und Nachteile der 

beiden denkbaren Alternativen „Modernisierung von Haus III“ oder „Ersatzneubau“ sahen Ver-

waltung der Stadt Oberhausen, Betriebsleitung des ASO Eigenbetriebs und Geschäftsführung 

der ASO gGmbH in dem „Ersatzneubau“ die zukunftsorientiertere Lösung und schlugen deshalb 

dem Rat der Stadt die Errichtung eines Ersatzneubaus mit 80 Plätzen vor. Diesem Vorschlag ist 

der Rat am 21.11.2016 gefolgt. 
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II. Wichtige Vorgänge des Berichtsjahres 

Erneuerung des Fernwärmenetzes im Elly-Heuss-Knapp-Quartier 

Ende 2016 wurde mit den Erdarbeiten begonnen. In der Mitte des Berichtsjahres wurden die 

Arbeiten beendet, die wegen der erforderlichen Pflasterarbeiten mit erheblichen Belastungen für 

die Nutzerinnen und Nutzer der Elly-Heuss-Knapp-Straße verbunden gewesen waren. 

Brandschutzmaßnahmen innerhalb von Haus III des Louise-Schroeder-Heims 

Im Interesse der im Haus III lebenden Betagten wurde Anfang 2016 eine umfassende Überprü-

fung des dortigen Brandschutzes vorgenommen und unter Beteiligung eines Architekten, eines 

Brandschutzsachverständigen sowie der zuständigen Behörden ein Maßnahmenkatalog erar-

beitet. Die Umsetzung der dort festgelegten brandschutzmäßigen Ertüchtigung sollte u. a. si-

cherstellen, dass der Heimbetrieb im Bereich von Haus III zumindest für einen Zeitraum von etwa 

drei Jahren noch aufrechterhalten werden kann. Bis dahin sollte entweder dieser Gebäudetrakt 

modernisiert oder durch einen Neubau ersetzt werden. Im zweiten Quartal des Berichtsjahres 

waren die für den Interimszeitraum vorgegebenen Maßnahmen abgearbeitet. 

Der seinerzeitige Hinweis der Pächterin, dass durch die vom Eigenbetrieb veranlassten Maß-

nahmen die betrieblichen Arbeitsabläufe erheblich beeinträchtigen und darüber hinaus auch die 

wohnliche Atmosphäre belasten, hat sich allerdings als zutreffend erwiesen. 

Umsetzung der Ratsentscheidung zugunsten eines Ersatzneubaus 

Wie bereits ausgeführt, hatte der Rat der Stadt im November 2016 entschieden, dass seitens des 

Eigenbetriebs im Interesse des Erhalts einer ausreichenden pflegerischen Infrastruktur ein Er-

satzneubau mit 80 Plätzen errichtet wird. 

Eine rechtliche Prüfung hatte Ende 2016 zu dem Ergebnis geführt, dass die Planungsleistungen 

für den vom Rat beschlossenen Ersatzneubau zwingend europaweit ausgeschrieben werden 

müssen. Das Vergabeverfahren konnte zwar auf Grund einer Dringlichkeitsentscheidung noch im 

Dezember 2016 eingeleitet werden, war aber aufgrund der zu beachtenden Fristen mit einem 

mehrmonatigen Zeitaufwand und einem sehr hohen Arbeitsaufwand verbunden. Dieser ergab 

sich aus der Notwendigkeit, innerhalb von nur etwa sechs Wochen eine vollständige Leis-

tungsbeschreibung mit sämtlichen Planungseckdaten und Baustandards zu entwickeln, zu deren 

Einhaltung die Bieter verpflichtet werden sollten. 
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Die Ausschreibung wurde im Rahmen eines Verhandlungsverfahrens mit vorgeschaltetem 

Teilnahmewettbewerb durchgeführt. Mit diesem sollten an Hand bestimmter Anforderungen max. 

fünf geeignete Bewerber ausgesucht bzw. das weitere Verfahren auf fünf Bewerber reduziert 

werden, mit denen dann nach Abschluss des Teilnahmewettbewerbs das Verhandlungsverfahren 

eröffnet werden sollte. Dieses fand am 10.3.2017 statt und konnte mit einem guten Ergebnis 

beendet werden. Den Zuschlag erhielt eine Bietergemeinschaft aus Gelsenkirchen. Der Be-

triebsausschuss beschloss am 5.4.2017 nicht nur die Vergabe der Planungsleistung, sondern traf 

zugleich eine weitere weitreichende Entscheidung, und zwar die, dass keine neue Zentralwä-

scherei errichtet werden soll. 

Der Architektenvertrag wurde im April geschlossen und sah vor, dass der Bauantrag spätestens 

bis zum 31.7.2017 gestellt werden sollte. Dieses Ziel konnte jedoch im Berichtsjahr nicht erreicht 

werden. Zeitliche Verzögerungen ergaben sich u.a. daraus, dass sich im Laufe des Planungs-

verfahrens herausstellte, dass die Realisierung sinnvoller zusätzlicher Standards wie Klinker-

fassade oder nicht nur barrierefreier, sondern rollstuhlgerechter Bauweise mit Mehrkosten ver-

bunden wäre, die eine Beschlussfassung des Rates erforderlich machen würden. Die Pla-

nungsarbeiten mussten deshalb unterbrochen werden und konnten erst nach der positiven 

Ratsentscheidung am 25.9.2017 fortgesetzt werden. Einbezogen wurden in das Planungsver-

fahren die Bewohnerinnen und Bewohner des Louise-Schroeder-Heims, die Mitarbeitenden der 

ASO gGmbH, der Arbeitskreis für barrierefreies Bauen und der Beirat für Menschen mit Behin-

derung. Am 15.11.2017 wurde das erzielte Planungsergebnis im Betriebsausschuss vorgestellt 

und von diesem zustimmend zur Kenntnis genommen. Am gleichen Tag wurde vom Betriebs-

ausschuss beschlossen, die Bietergemeinschaft auch mit den Leistungsphasen 2 und 3 HOAI zu 

beauftragen und die mit dem Projekt verbundenen Gewerke als Einzelgewerke und nicht im 

Rahmen eines Generalunternehmervertrages auszuschreiben. 

III. Darstellung der Ertrags-, Vermögens- und Finanzlage 

Ertragslage 

Für das Geschäftsjahr 2017 ergibt sich ein Jahresüberschuss von 14 TEUR (Vorjahresüber-

schuss 218 TEUR). 

Die Umsatzerlöse verminderten sich gegenüber dem Vorjahr um 225 TEUR von 2.303 TEUR auf 

2.078 TEUR und entfallen dabei im Wesentlichen auf die Mieterlöse von der ASO Alteneinrich-

tungen der Stadt Oberhausen gGmbH mit 2.056 TEUR und die Mieterlöse von Dritten mit 
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22 TEUR. 

Die Abschreibungen sind um 125 TEUR auf 791 TEUR gesunken.  

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen sind um 137 TEUR auf 655 TEUR angestiegen 

(Vorjahr 518 TEUR). Hierbei erhöhten sich der Bedarf an Instandhaltungen sowie die Versiche-

rungssummen und die damit verbundenen Beitragssätze.   

Das Finanzergebnis verbesserte sich tilgungsbedingt um 34 TEUR auf - 615 TEUR. 

Vermögens- und Finanzlage 

Das Anlagevermögen wird durch langfristiges Kapital am Bilanzstichtag gedeckt. Die Überde-

ckung hat sich um 500 TEUR auf 2.183 TEUR verringert. 

Der Anteil des langfristigen Kapitals an der Bilanzsumme ist zum Vorbilanzstichtag mit 99,3 % 

gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Die Liquidität auf kurze Sicht beläuft sich auf 2.183 TEUR (Vorjahr 2.683 TEUR) und deckt den 

betriebsgewöhnlichen monatlichen Finanzbedarf von 106 TEUR für 20,6 Monate (Vorjahr 27,7 

Monate). 

V. Risikobericht 

Die zur eigenbetriebsähnlichen Einrichtung gehörende Gebäudesubstanz ist ausschließlich und 

langfristig an die ASO gGmbH verpachtet. Der bislang vereinbarte Pachtzins hatte in den zu-

rückliegenden 16 Jahren sichergestellt, dass die gesamten Erstellungskosten in vollem Umfange 

refinanziert werden konnten. Wegen des vertraglichen Konstruktes bzw. wegen der engen 

rechtlichen Verflechtung von eigenbetriebsähnlicher Einrichtung und der ASO gGmbH muss im 

Rahmen dieses Risikoberichts auf die finanzielle Situation der Pächterin hingewiesen werden. 

Diese wurde auch im Berichtsjahr erneut durch eine unzureichende Vermarktungssituation des 

Louise-Schroeder-Heims belastet. Der Grund liegt vor allem in den baulichen Gegebenheiten 

dieses größten Oberhausener Pflegeheims, das im Gegensatz zu neuen Einrichtungen über 

einen sehr hohen Doppelzimmeranteil verfügt. Auf die rückläufigen Auslastungsquoten und die 

damit verbundenen Belastungen des Betriebsergebnisses der Pächterin wird jedoch durch den 

beschlossenen Ersatzneubau und die ebenfalls beschlossene Modernisierung von Haus II ein-  

schließlich Abbau von Doppelzimmern effektiv und nachhaltig eingegangen. Beide Maßnahmen  
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entsprechen der Erwartung der Pächterin, seitens der Verpächterin bzw. seitens des ASO  

Eigenbetriebs auch an der Siepenstraße ein Pachtobjekt zur Verfügung gestellt zu bekommen, 

das eine zukunftsfähige stationäre Pflege ermöglicht und die notwendigen Voraussetzungen 

erfüllt, um im örtlichen Wettbewerb bestehen zu können.  

Mit der Inbetriebnahme des Ersatzneubaus wird aktuell im April 2020 gerechnet. Bis zum Ab-

schluss der dann noch folgenden und bereits vom Rat beschlossenen Umbauarbeiten im Bereich 

von Haus II des Louise-Schroeder-Heims werden schätzungsweise weitere zehn bis zwölf Mo-

nate vergehen, so dass selbst bei problemfreiem Verlauf der Bauarbeiten die Pächterin frühes-

tens wieder ab 2021/2022 positive Jahresergebnisse erzielen dürfte.  

Seitens der Verpächterin wird nicht daran gezweifelt, dass die Pächterin wieder an die frühere 

erfolgreiche Geschäftsentwicklung anknüpfen wird und der ASO Verbund sich am Markt be-

haupten kann. Eine Stärkung des Verbundes erhofft sich die Betriebsleitung nicht zuletzt auch 

aus der Ratsentscheidung vom November 2016, dass ein Teil des bislang vom ASO Verbund 

aufzubringenden Schuldendienstes für verschiedene Darlehen u.U. von der Stadt übernommen 

wird. Die Pächterin wird gemäß den bestehenden Pachtverträgen (ausgenommen Pachtvertrag 

für das Haus Bronkhorstfeld) für die gepachtete Gebäudesubstanz auch in den nächsten Jahren 

eine Pacht in Höhe der bilanziellen Abschreibungen und der Zinsen entrichten. Hierdurch wird  

sich ein Delta zwischen den Zahlungen der ASO gGmbH und dem vom ASO Eigenbetrieb auf-

zubringenden Aufwand für noch zu leistende Tilgungs- und Zinszahlungen ergeben. Dieses muss 

seitens der Stadt  geschlossen werden, indem entweder ein jährlicher Zuschuss gezahlt oder 

bestimmte Darlehen unmittelbar von der Stadt übernommen werden.  

Insgesamt bleibt festzustellen, dass trotz des für die Pächterin schwierigen Berichtsjahres keine 

bestandsgefährdenden Risiken zu erkennen sind. 

VI. Prognosebericht 

Die Betriebsleitung ist zuversichtlich, dass durch die vom Rat der Stadt im Jahr 2016 vorge-

nommene Weichenstellung für das Louise-Schroeder-Heim die Grundlage für eine finanziell 

positive Entwicklung der ASO gGmbH und damit des gesamten ASO Verbundes getroffen wor-

den ist. Notwendig wird es jedoch, eine Lösung für die sich abzeichnende negative Finanzent-

wicklung des ASO Eigenbetriebs zu entwickeln und ergänzend auch dem Anliegen der ASO 

gGmbH Rechnung zu tragen und deren Belastung durch eine Anpassung der zur Zeit noch   
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bestehenden Pachtverträge an die sich seit Abschluss der Verträge veränderte Situation zu 

reduzieren. 

Für das Geschäftsjahr 2018 wird mit einem Verlust von 14 TEUR geplant. 

Oberhausen, 15. April 2018 

ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 

 
 
 
gez. Udo Spiecker 
  Betriebsleiter 
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ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen
Oberhausen

Bestätigungsvermerk des Abschlussprüfers

An ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Oberhausen

Wir haben den Jahresabschluss – bestehend aus Bilanz, Gewinn- und

Verlustrechnung sowie Anhang – unter Einbeziehung der Buchführung und den

Lagebericht der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen, Oberhausen, für

das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2017 geprüft. Die Buchführung

und die Aufstellung von Jahresabschluss und Lagebericht nach den deutschen han-

delsrechtlichen Vorschriften und den ergänzenden Bestimmungen der EigVO NRW

liegen in der Verantwortung der Betriebsleitung der Alteneinrichtungen. Unsere Auf-

gabe ist es, auf der Grundlage der von uns durchgeführten Prüfung eine Beurteilung

über den Jahresabschluss unter Einbeziehung der Buchführung und über den

Lagebericht abzugeben.

Wir haben unsere Jahresabschlussprüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der

vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung vorgenommen. Danach ist die Prüfung so zu

planen und durchzuführen, dass Unrichtigkeiten und Verstöße, die sich auf die Dar-

stellung des durch den Jahresabschluss unter Beachtung der Grundsätze

ordnungsmäßiger Buchführung und durch den Lagebericht vermittelten Bildes der

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wesentlich auswirken, mit hinreichender

Sicherheit erkannt werden.

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen werden die Kenntnisse über die Ge-

schäftstätigkeit und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld der

Alteneinrichtungen sowie die Erwartungen über mögliche Fehler berücksichtigt. Im

Rahmen der Prüfung werden die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen in-

ternen Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung,

Jahresabschluss und Lagebericht überwiegend auf der Basis von Stichproben beur-

teilt. Die Prüfung umfasst die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze

und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter sowie die Würdi-

Anlage V/1
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ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen
Oberhausen

Grundlagen

1. Rechtliche Grundlagen

Name ASO Alteneinrichtungen der
Stadt Oberhausen

Sitz Oberhausen

Betriebssatzung Beschluss über Neufassung am 18. Mai
2015, Inkrafttreten durch Veröffentlichung
im Amtsblatt Nr. 11 am 1. Juli 2015

Gegenstand Erhaltung, Verwaltung und Weiterentwick-
lung der Grundstücks- und Gebäudekom-
plexe zur Ermöglichung der Unterbrin-
gung, Betreuung, Versorgung sowie der
ambulanten und stationären Pflege in der
Regel alter Menschen (Personenkreis des
§ 53 der Abgabenordnung).

Geschäftsjahr Kalenderjahr

Stammkapital 1.789.521,58 EUR

Organe Rat der Stadt Oberhausen

Oberbürgermeister der Stadt Oberhausen

Betriebsausschuss

Betriebsleitung

Betriebsleiter Udo Spiecker, Oberhausen

Der Betriebsleitung obliegt die laufende
Betriebsprüfung.

Anlage VI/1
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Betriebsausschuss Seit dem 1. Oktober 1999 nimmt der
Sozialausschuss der Stadt Oberhausen
die Funktion des Betriebsausschusses
wahr.

Zur Zusammensetzung vergleiche die An-
gaben im Anhang. 

Der Ausschuss entscheidet in den Ange-
legenheiten, die ihm durch die GO NRW
und die EigVO NRW sowie vom Rat der
Stadt Oberhausen ausdrücklich übertra-
gen sind. 

Darüber hinaus in folgenden Fällen:

- Abschluss von Verträgen, wenn der
  Wert im Einzelfall den Betrag von 
  50.000,00 EUR  übersteigt

- Stundung von Forderungen über 
  12.500,00 EUR  für länger als sechs
  Monate

- Niederschlagung von Forderungen über
  2.500,00 EUR und 

- Erlass von Forderungen über
  1.250,00 EUR.

Oberbürgermeister 
der Stadt Oberhausen Daniel Schranz

Im Interesse der Einheitlichkeit der Ver-
waltungsführung kann der Oberbürger-
meister der Stadt Oberhausen der Be-
triebsleitung Weisung erteilen.

Rat der Stadt Oberhausen Der Rat entscheidet über Angelegenhei-
ten, die ihm nach der GO NRW, der
EigVO NRW oder der Hauptsatzung vor-
behalten sind. 

Feststellung des 
Vorjahresabschlusses Die Feststellung erfolgte durch den Rat

der Stadt Oberhausen in der Sitzung am
3. Juli 2017.

Anlage VI/2
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Steuerliche Verhältnisse Die ASO Alteneinrichtungen werden beim
Finanzamt Oberhausen-Nord unter der
Steuernummer 123/5721/0410 geführt. 

Bei der Tätigkeit der ASO Alteneinrichtun-
gen der Stadt Oberhausen handelt es
sich um eine nicht steuerpflichtige Vermö-
gensverwaltung im Sinne von § 14 Satz 3
AO.

Anlage VI/3
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ASO Altenhilfeeinrichtungen der Stadt Oberhausen 
Oberhausen 

Feststellungen zur Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung  

und zu den wirtschaftlichen Verhältnisse nach § 53 HGrG 

für das Geschäftsjahr 2017 

Fragenkreis 1: Tätigkeit von Überwachungsorganen und Geschäftsleitung sowie indivi-

dualisierte Offenlegung der Organbezüge 

a) Gibt es Geschäftsordnungen für die Organe und einen Geschäftsverteilungsplan für 

die Geschäftsleitung sowie ggf. für die Konzernleitung? Gibt es darüber hinaus schrift-

liche Weisungen des Überwachungsorgans zur Organisation für die Geschäfts sowie 

ggf. für die Konzernleitung (Geschäftsanweisung)? Entsprechen diese Regelungen den 

Bedürfnissen des Unternehmens bzw. des Konzerns? 

Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen werden als eigenbetriebsähnliche Ein-

richtung nach den Vorschriften der Gemeindeordnung NRW, den Bestimmungen der Ei-

genbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) sowie nach den Bestimmungen der Betriebs-

satzung des Eigenbetriebs geführt. Die Betriebssatzung, datiert vom 15. Mai 2006, wurde 

durch die Neufassung vom 18. Mai 2015 ersetzt und trat mit Wirkung zum 1. Juli 2015 in 

Kraft. Die notwendigen Änderungen zur Anpassung an die §§ 20, 26 EigVO NRW im Hin-

blick auf die §§ 11,12 der Betriebssatzung wurden umgesetzt und zudem erfolgte eine 

Anpassung der Wertgrenzen an die in der Zuständigkeitsordnung für den Sozia laus-

schuss festgelegten Wertgrenzen. Des Weiteren erfolgte eine namentlich konkretere Zu-

ordnung der Bestandteile (statt "Elly-Heuss-Knapp-Stiftung" nun "an der Elly-Heuss-

Knapp-Straße"). Als Organe sind die Betriebsleitung, der Rat der Stadt und der Betriebs-

ausschuss vorgesehen. Zusätzlich werden die Oberbürgermeisterin bzw. der Oberbür-

germeister sowie die Kämmerin bzw. der Kämmerer erwähnt. 

Die Aufgabenverteilung zwischen der Betriebsleitung, dem Betriebsausschuss und dem Rat ist 

in der Betriebssatzung geregelt. 

Die Betriebsleitung, die vom Rat der Stadt Oberhausen bestellt und abberufen wird (§ 4  

NRW selbstständig, soweit nicht durch die GO NRW, die EigVO NRW oder durch die Betriebs-

satzung etwas anderes bestimmt ist (§ 2 Betriebssatzung). 
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Zu den Aufgaben der Betriebsleitung zählen insbesondere: 

 die Vorbereitung von Vorlagen für den Betriebsausschuss und für den Rat der Stadt  
(§ 2 Betriebssatzung), 

 die rechtzeitige Unterrichtung des/der Oberbürgermeisters/in über alle wichtigen Angele-
genheiten und die Erteilung von Auskunft auf Anfrage (§ 5 Betriebssatzung), 

 die Regelung der Vergabe von Aufträgen nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
der Korruptionsverhütung (§ 10 Betriebssatzung), 

 die vierteljährliche Vorlage eines Nachweises über alle Auftragserteilungen im Wert von 
30.000,00 EUR bis 50.000,00 EUR (§ 10 Betriebssatzung), 

 die rechtzeitige Vorlage gemäß § 11 der zu ändernden Betriebssatzung (bislang: bis zum 
30. September eines jeden Jahres) nunmehr vierteljährlich einen Monat nach Quartals-
ende gemäß § 20 der Eigenbetriebsverordnung (EigVO) NRW der Zwischenberichte an 
die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister und an den Betriebsausschuss, 

 die Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gemäß § 12 der zu än-
dernden Betriebssatzung (bislang: bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Ende des 
Wirtschaftsjahres) nunmehr bis zum Ablauf von drei Monaten nach Ende des Wirtschafts-
jahres gemäß § 26 der Eigenbetriebsverordnung (EigVO) NRW und Vorlage an den Aus-
schuss über die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister. 

Die aktualisierte Beschaffungs- und Vergabeordnung für die Alteneinrichtungen der Stadt 

Oberhausen trat mit Wirkung vom 5. Juli 2015 in Kraft und wurde an die Betriebssatzung vom 

1. Juli 2015 hinsichtlich Währung und Wertgrenzen angepasst. 

Gemäß § 4 der Betriebssatzung werden die Aufgaben des Betriebsausschusses durch den 

Sozialausschuss der Stadt Oberhausen wahrgenommen. Demnach entscheidet der Aus-

schuss in den Angelegenheiten, die einem Betriebsausschuss durch die GO NRW und die 

EigVO NRW übertragen sind. Darüber hinaus entscheidet der Ausschuss in den ihm vom Rat 

ausdrücklich übertragenen Aufgaben sowie in bestimmten einzelnen in der Satzung genann-

ten Fällen. Hierzu zählen insbesondere: 

 der Abschluss von Verträgen, wenn der Wert im Einzelfall den Betrag von 50.000,00 EUR 
übersteigt; ausgenommen sind die Geschäfte der laufenden Betriebsführung und Angele-
genheiten, die nach der GO NRW, der EigVO NRW oder durch die Hauptsatzung der Stadt 
Oberhausen der Zuständigkeit des Rates vorbehalten sind, 

 die Stundung von Forderungen über 12.500,00 EUR für länger als sechs Monate, 

 die Niederschlagung von Forderungen über 2.500,00 EUR, 

 der Erlass von Forderungen über 1.250,00 EUR. 
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Für die Sitzungen des Ausschusses gelten die Bestimmungen (insbesondere die der Haupt-

satzung), die auch für andere Ausschüsse der Stadt Oberhausen maßgeblich sind. Weiter-

gehende Regelungen für Überwachungsorgane wie z. B. die Geschäftsordnung für den Rat 

der Stadt Oberhausen, seine Ausschüsse und die Bezirksvertretungen liegen vor. 

Der Rat der Stadt Oberhausen entscheidet gemäß § 3 der Betriebssatzung in allen Angele-

genheiten, die ihm nach der GO NRW, der EigVO NRW und der Hauptsatzung der Stadt 

Oberhausen vorbehalten sind. Hierzu zählen insbesondere: 

 Satzungsänderungen, 

 die Bestellung des Abschlussprüfers, 

 die Feststellung und Änderung des Wirtschaftsplans, 

 die Bestellung und die Abberufung der Betriebsleitung, 

 die Entscheidung über die Rückzahlung von Eigenkapital an die Gemeinde, 

 die Feststellung des Jahresabschlusses gemäß § 26 Abs. 2 EigVO NRW. 

Die bestehenden Regelungen entsprechen nach unserer Auffassung den Bedürfnissen der 

Einrichtung. Die Aufgabenverteilung ist üblich und sachgerecht. 

b) Wie viele Sitzungen der Organe und ihrer Ausschüsse haben stattgefunden und 

wurden Niederschriften hierüber erstellt? 

Im Berichtsjahr tagte der Sozialausschuss als Betriebsausschuss siebenmal, und zwar an fol-

genden Terminen: 

18. Januar 2017 

1. März 2017 

5. April 2017          

31. Mai 2017         

6. September 2017 

25. November 2017 

5. Dezember 2017 

Der Rat der Stadt Oberhausen stellte am 3. Juli 2017 gemäß § 26 Abs. 2 EigVO NRW den 

Jahresabschluss 2016 und den Lagebericht fest und erteilte der Betriebsleitung für das Wirt-

schaftsjahr 2016 Entlastung. 
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Über die Sitzungen wurden schriftliche Protokolle angefertigt, die uns, sofern Belange betref-

fend die ASO Alteneinrichtungen Oberhausen behandelt wurden, vorlagen. 

c) In welchen Aufsichtsräten und anderen Kontrollgremien i. S. d. § 125 Abs. 1 Satz 3 

AktG sind die einzelnen Mitglieder der Geschäftsleitung tätig? 

Die Mitglieder der Betriebsleitung sind auskunftsgemäß in keinen Aufsichtsräten und anderen 

Kontrollgremien i. S .d. § 125 Abs. 1 Satz 3 des Aktiengesetzes tätig. 

d) Wird die Vergütung der Organmitglieder (Geschäftsleitung, Überwachungsorgan) in-

dividualisiert im Anhang des Jahresabschlusses/Konzernabschlusses aufgeteilt nach 

Fixum, erfolgsbezogenen Komponenten und Komponenten mit langfristiger Anreizwir-

kung ausgewiesen? Falls nein, wie wird dies begründet? 

Zahlungen durch die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen an die Betriebsleitung 

oder die Mitglieder des Betriebsausschusses wurden nicht vorgenommen. 

Fragenkreis 2: Aufbau- und ablauforganisatorische Grundlagen 

a) Gibt es einen den Bedürfnissen des Unternehmens entsprechenden Organisations-

plan, aus dem Organisationsaufbau, Arbeitsbereiche und Zuständigkei-

ten/Weisungsbefugnisse ersichtlich sind? Erfolgt dessen regelmäßige Überprüfung? 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass nicht nach dem Organisationsplan verfah-

ren wird? 

Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen beschäftigen kein eigenes Personal. Die 

Alteneinrichtungen nehmen Verwaltungsleistungen der Stadt Oberhausen und der ASO Alten-

einrichtungen der Stadt Oberhausen gGmbH sowie Dienstleistungen der OGM GmbH in An-

spruch. Vor diesem Hintergrund und der Geschäftstätigkeit der ASO Alteneinrichtungen der 

Stadt Oberhausen ist ein Organisationsplan entbehrlich. 
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c) Hat die Geschäftsleitung Vorkehrungen zur Korruptionsprävention ergriffen und 

dokumentiert? 

Die Vergabe von Aufträgen ist durch die Betriebsleitung nach den Grundsätzen der Wirtschaft-

lichkeit und der Korruptionsverhütung zu regeln (§ 10 Betriebssatzung). Hierzu existiert eine 

Geschäftsanweisung zur Korruptionsverhütung bei der Stadtverwaltung Oberhausen vom 

25. März 2003, die der Betriebsleitung vorliegt. 

Im Rahmen der Korruptionsprävention ist ferner auf das Gesetz zur Verbesserung der Korrup-

tionsbekämpfung und zur Errichtung und Führung eines Vergaberegisters in Nordrhein-

Westfalen (Korruptionsbekämpfungsgesetz) zu verweisen. Dieses gilt seit dem 1. März 2005 

für die öffentliche Hand sowie für alle öffentlich beherrschten Unternehmen. Darin werden di-

verse Pflichten für öffentliche Arbeitgeber aufgeführt (u. a. Einführung eines Vergaberegisters, 

Personalrotation in korruptionsgefährdeten Bereichen). Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt 

Oberhausen sind an dieses Gesetz gebunden. In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuwei-

sen, dass die Einrichtung derzeit keine Personalrotation in korruptionsgefährdeten Bereichen 

(Auftragsvergabe) vorsieht. 

Zuständig für Beschaffungen im Rahmen der in der Satzung festgelegten Beträge ist der Be-

triebsleiter der Einrichtung. Von der Personalrotation wird vor dem Hintergrund abgesehen, 

dass der Betriebsleiter selbstständig Anschaffungen nur innerhalb der in der Satzung festge-

legten Beträge vornimmt und nach uns erteilter Auskunft das Korruptionsbekämpfungsgesetz 

entsprechend beachtet. 

d) Gibt es geeignete Richtlinien bzw. Arbeitsanweisungen für wesentliche Entschei-

dungsprozesse (insbesondere Auftragsvergabe und Auftragsabwicklung, Personalwe-

sen, Kreditaufnahme und -gewährung)? Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass diese 

nicht eingehalten werden? 

Richtlinien für wesentliche Entscheidungsprozesse ergeben sich aus der GO NRW, der EigVO 

NRW, der Hauptsatzung der Stadt Oberhausen sowie den Vorgaben der Betriebssatzung der 

Stadt Oberhausen für die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen. 
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Da die Einrichtung kein eigenes Personal beschäftigt, verweisen wir betreffend Arbeitsanwei-

sungen auf unsere Ausführungen bei der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen 

gGmbH. 

Da die Kreditaufnahme durch die Kämmerei erfolgt, existieren vor Ort keine schriftlichen Richt-

linien bzw. Arbeitsanweisungen. Verhandlungen mit den Banken sowie der Abschluss von 

Kreditverträgen obliegen der Kämmerei der Stadt Oberhausen. 

Verstöße gegen die Regelungen wurden im Rahmen der Prüfung nicht festgestellt. 

e) Besteht eine ordnungsmäßige Dokumentation von Verträgen (z. B. Grundstücks-

verwaltung, EDV)? 

Sämtliche wichtigen Verträge - welche im Original bei der Stadt Oberhausen vorliegen - liegen 

vor Ort in Kopie vor. Die im Rahmen der Jahresabschlussprüfung angeforderten Verträge 

konnten uns umgehend (in Kopie) ausgehändigt werden.  

Fragenkreis 3:Planungswesen, Rechnungswesen, Informationssystem und Controlling 

a) Entspricht das Planungswesen - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fort-

schreibung der Daten sowie auf sachliche und zeitliche Zusammenhänge von Projekten 

- den Bedürfnissen des Unternehmens? 

Die Planungsrechnungen sind übersichtlich gegliedert und orientieren sich an den Bedürfnis-

sen der Einrichtung. 

Das Planungswesen entspricht - auch im Hinblick auf Planungshorizont und Fortschreibung 

der Daten - den Bedürfnissen der Einrichtung. Die Planungsrechnungen entsprechen auch 

den Anforderungen gemäß § 14 ff. EigVO NRW. Der Wirtschaftsplan für das Jahr 2017 wurde 

vom Rat der Stadt Oberhausen am 19. Dezember 2016 beschlossen, der für das Jahr 2018 

wurde am 18. Dezember 2017 beschlossen. Er besteht aus dem Vermögensplan, dem Fi-

nanzplan und dem Erfolgsplan sowie Erläuterungen. Da der Eigenbetrieb kein Personal be-

schäftigt, entfällt die Aufstellung eines Stellenplans. Der Vermögensplan stellt die Mittel-

herkunft und Mittelverwendung gegenüber. Der Erfolgsplan ist entsprechend der Gewinn-und 

Verlustrechnung gegliedert und enthält alle geplanten Erträge und Aufwendungen des Betrie-

bes. 
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Projekte, die in der Investitionsplanung in sachlichem Zusammenhang mit anderen Projek-

ten stehen, sind so aufgeführt, dass dieser Zusammenhang erkennbar wird. In der kurzfris-

tigen Investitionsplanung ist ein bei einzelnen Projekten bestehender sachlicher Zusam-

menhang mit Projekten vorhergehender oder nachfolgender Perioden erkennbar.  

b) Werden Planabweichungen systematisch untersucht? 

Für das Berichtsjahr erfolgte eine Abweichungsanalyse insbesondere im Rahmen des ge-

mäß Betriebssatzung vierteljährlich zu erstellenden Zwischenberichtes an den Sozialaus-

schuss sowie den Oberbürgermeister. Dabei erfolgte im Rahmen eines Soll-Ist-Vergleiches 

eine Abweichungsanalyse der tatsächlichen Ergebnisse mit den entsprechenden Planan-

sätzen. Grundsätzlich werden die Planabweichungen monatlich von der Verwaltung unter-

sucht. 

c) Entspricht das Rechnungswesen einschließlich der Kostenrechnung der Größe und 

den besonderen Anforderungen des Unternehmens? 

Die Organisation der Datenverarbeitung im Rechnungswesen entspricht den gesetzlichen 

Vorschriften und anerkannten Regeln. Das Programm Diamant/3 Rechnungswesen (für die 

Version V 10.01) der Firma Diamant Software GmbH & Co. KG, Bielefeld, arbeitet nach unse-

ren Erfahrungen – auch bei anderen Anwendern – ordnungsgemäß. Dies wird auch durch ei-

ne Bescheinigung der KPMG Deutsche Treuhand-Gesellschaft vom 30. Mai 2016 bestätigt (für 

die Version 3.8). 

Eine Kostenstellenrechnung wird geführt. Die direkt zurechenbaren Aufwendungen und Erträ-

ge werden den anfordernden Kostenstellen zugeordnet. Gemeinkosten werden mit Hilfe von 

Umlageschlüsseln bzw. mit Hilfe eines Betriebsabrechnungsbogens verursachungsgerecht 

zugeordnet. Die Auswertungen des Betriebsabrechnungsbogens werden zeitnah ausgewertet. 

Das Rechnungswesen entspricht somit nach unserer Auffassung der Größe und den besonde-

ren Anforderungen der Einrichtung. 

d) Besteht ein funktionierendes Finanzmanagement, welches u. a. eine laufende Liqui-

ditätskontrolle und eine Kreditüberwachung gewährleistet? 

Eine Liquiditätsplanung ist den Bedürfnissen der ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhau-

sen entsprechend vorhanden. 
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e) Gehört zu dem Finanzmanagement auch ein zentrales Cash-Management und haben 

sich Anhaltspunkte ergeben, dass die hierfür geltenden Regelungen nicht eingehalten 

worden sind? 

Ein zentrales Cash-Management ist nicht vorhanden. 

f) Ist sichergestellt, dass Entgelte vollständig und zeitnah in Rechnung gestellt wer-

den? Ist durch das bestehende Mahnwesen gewährleistet, dass ausstehende Forderun-

gen zeitnah und effektiv eingezogen werden? 

Die wesentlichen in Rechnung gestellten Entgelte betreffen die Verpachtung an die ASO Alte-

neinrichtungen der Stadt Oberhausen gGmbH. Diese werden vollständig und zeitnah in Rech-

nung gestellt und beglichen. 

g) Entspricht das Controlling den Anforderungen des Unternehmens/Konzerns und 

umfasst es alle wesentlichen Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Controlling-Aufgaben werden von verschiedenen Personen innerhalb der ASO Alteneinrich-

tungen der Stadt Oberhausen gGmbH wahrgenommen. Das Controlling entspricht insoweit 

den Anforderungen der Einrichtung. 

h) Ermöglicht das Rechnungs- und Berichtswesen eine Steuerung und/oder Überwa-

chung der Tochterunternehmen und der Unternehmen, an denen eine wesentliche Be-

teiligung besteht? 

Die Koordinierung des Rechnungs- und Berichtswesens obliegt dem Betriebsleiter. Es bietet 

die Voraussetzungen dafür, dass die Führungsebenen die für ihre Tätigkeit notwendigen In-

formationen von der Betriebsleitung zeitnah erhalten. 

Fragenkreis 4: Risikofrüherkennungssystem 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung nach Art und Umfang Frühwarnsignale definiert 

und Maßnahmen ergriffen, mit deren Hilfe bestandsgefährdende Risiken rechtzeitig er-

kannt werden können? 

Ein Risikofrüherkennungssystem gemäß den Anforderungen des § 10 EigVO NRW in einem 

den Verhältnissen der Alteneinrichtungen angemessenem Umfang wurde im Berichtsjahr 2014 

eingeführt. 
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b) Reichen diese Maßnahmen aus und sind sie geeignet, ihren Zweck zu erfüllen? Ha-

ben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Maßnahmen nicht durchgeführt werden? 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind aus unserer Sicht ausreichend und geeignet, den 

gewählten Risikoansatz abzubilden. Anhaltspunkte, dass Maßnahmen nicht durchgeführt 

wurden, haben sich nicht ergeben. 

c) Sind diese Maßnahmen ausreichend dokumentiert? 

Im einem Risikokatalog werden die erkannten Risiken - getrennt nach Risikobereichen - aus-

reichend dokumentiert. 

d) Werden die Frühwarnsignale und Maßnahmen kontinuierlich und systematisch mit 

dem aktuellen Geschäftsumfeld sowie mit den Geschäftsprozessen und Funktionen 

abgestimmt und angepasst? 

Eine Abstimmung und Anpassung des Basiskataloges wird aufgrund der Neukonzeption des 

LSH in 2018 erfolgen. Eine kontinuierliche Weiterentwicklung wird gewährleistet, auch um in-

terne sowie externe Einflüsse abzubilden. 

Fragenkreis 5: Finanzinstrumente, andere Termingeschäfte, Optionen und Derivate 

a) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung den Geschäftsumfang zum Einsatz von Finanz-

instrumenten sowie von anderen Termingeschäften, Optionen und Derivaten schriftlich 

festgelegt? Dazu gehört: 

- Welche Produkte/Instrumente dürften eingesetzt werden? 

 - Mit welchen Partnern dürfen die Produkte/Instrumente bis zu welchen Beträgen  
   angesetzt werden? 

- Wie werden die Bewertungseinheiten definiert und dokumentiert und in welchem Umfang 
 dürfen offene Posten entstehen? 

- Sind die Hedge-Strategien beschrieben, z. B. ob bestimmte Strategien ausschließlich  
   zulässig sind bzw. bestimmte Strategien nicht durchgeführt werden dürfen (z. B.  
   antizipatives Hedging)? 
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b) Werden Derivate zu anderen Zwecken angesetzt als zur Optimierung von Kredit-

konditionen und zur Risikobegrenzung? 

c) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung ein dem Geschäftsumfang entsprechen-

des Instrumentarium zur Verfügung gestellt, insbesondere in Bezug auf 

- Erfassung der Geschäfte, 

- Beurteilung der Geschäfte zum Zweck der Risikoanalyse, 

- Bewertung der Geschäfte zum Zweck der Rechnungslegung, 

- Kontrolle der Geschäfte? 

d) Gibt es eine Erfolgskontrolle für nicht der Risikoabsicherung (Hedging) dienende 

Derivatgeschäfte und werden Konsequenzen aufgrund der Risikoentwicklung gezo-

gen? 

  e) Hat die Geschäfts-/Konzernleitung angemessene Arbeitsanweisungen erlassen? 

f) Ist die unterjährige Unterrichtung der Geschäfts-/Konzernleitung im Hinblick auf die 

offenen Positionen, die Risikolage und die ggf. zu bildenden Vorsorgen geregelt? 

Zu a) bis f) 

Dieser gesamte Fragenkreis ist nicht einschlägig, da keine Finanzinstrumente, andere Ter-

mingeschäfte, Optionen oder Derivate zum Einsatz kommen. 

Von der Einrichtung kurzfristig nicht benötigte Mittel werden ausschließlich als Festgelder an-

gelegt. Bezüglich der Höhe und der Dauer der Anlagen werden Ad-hoc-Entscheidungen ge-

fällt. Für die Größe und Intention des Eigenbetriebes halten wir die Maßnahmen für ausrei-

chend. 
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Fragenkreis 6: Interne Revision 

a) Gibt es eine den Bedürfnissen des Unternehmens/Konzerns entsprechende Interne 

Revision/Konzernrevision? Besteht diese als eigenständige Stelle oder wird diese 

Funktion durch eine andere Stelle (ggf. welche?) wahrgenommen? 

b) Wie ist die Anbindung der Internen Revision/Konzernrevision im Unternehmen/ 

Konzern? Besteht bei ihrer Tätigkeit die Gefahr von Interessenkonflikten? 

c) Welches waren die wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkte der Internen Revision/ -

Konzernrevision im Geschäftsjahr? Wurde auch geprüft, ob wesentlich miteinander 

unvereinbare Funktionen (z. B. Trennung von Anweisung und Vollzug) organisatorisch 

getrennt sind? Wann hat die Interne Revision das letzte Mal über Korruptions-

prävention berichtet? Liegen hierüber schriftliche Revisionsberichte vor? 

d) Hat die interne Revision ihre Prüfungsschwerpunkte mit dem Abschlussprüfer ab-

gestimmt? 

e) Hat die interne Revision/Konzernrevision bemerkenswerte Mängel aufgedeckt und 

um welche handelt es sich? 

f) Welche Konsequenzen werden aus den Feststellungen und Empfehlungen der in-

ternen Revision/Konzernrevision gezogen und wie kontrolliert die Interne Revisi-

on/Konzernrevision die Umsetzung ihrer Empfehlungen? 

Zu a) bis f) 

Dieser gesamte Fragenkreis ist nicht einschlägig, da eine Interne Revision von den Alten-

einrichtungen nicht vorgehalten wird. Bei Bedarf kann auf das Rechnungsprüfungsamt der 

Stadt Oberhausen zurückgegriffen werden. Dieses übt seine Tätigkeit unabhängig aus, ist di-

rekt dem Rat der Stadt unterstellt und diesem berichtspflichtig (§ 104 GO NRW). Eine Gefahr 

von Interessenkonflikten ist dabei nicht erkennbar. 
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Fragenkreis 7: Übereinstimmung der Rechtsgeschäfte und Maßnahmen mit Gesetz, 

Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüssen des 

Überwachungsorgans 

a) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die vorherige Zustimmung des Über-

wachungsorgans zu zustimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen nicht 

eingeholt worden ist? 

b) Wurde vor der Kreditgewährung an Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans die Zustimmung des Überwachungsorgans eingeholt? 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass anstelle zustimmungsbedürftiger Maß-

nahmen ähnliche, aber nicht als zustimmungsbedürftig behandelte Maßnahmen vorge-

nommen worden sind (z. B. Zerlegung in Teilmaßnahmen)? 

d) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Geschäfte und Maßnahmen nicht mit 

Gesetz, Satzung, Geschäftsordnung, Geschäftsanweisung und bindenden Beschlüs-

sen des Überwachungsorgans übereinstimmen? 

Zu a) bis d) 

Nach unseren Prüfungen wird die vorherige Zustimmung des Betriebsausschusses zu zu-

stimmungspflichtigen Rechtsgeschäften und Maßnahmen gemäß § 4 der Betriebssatzung 

eingeholt. Grundlagen bildeten jeweils schriftliche Vorlagen der Betriebsleitung. 

Im Berichtsjahr erfolgte am 5. April 2017 der Beschluss zur Vergabe von Planungsleistungen 

für den Ersatzneubau beim LSH. 

Die Geschäfte und Maßnahmen stimmen nach unseren Prüfungen mit Gesetz, Satzung und 

bindenden Beschlüssen des Ausschusses/Rates überein. 
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Fragenkreis 8: Durchführung von Investitionen 

a) Werden Investitionen (in Sachanlagen, Beteiligungen, sonstige Finanzanlagen, im-

materielle Anlagewerte und Vorräte) angemessen geplant und vor Realisierung auf 

Rentabilität/Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken geprüft? 

b) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Unterlagen/Erhebungen zur Preis-

ermittlung nicht ausreichend waren, um ein Urteil über die Angemessenheit des 

Preises zu ermöglichen (z. B. bei Erwerb bzw. Veräußerung von Grundstücken oder 

Beteiligungen)? 

c) Werden Durchführung, Budgetierung und Veränderungen von Investitionen laufend 

überwacht und Abweichungen untersucht? 

d) Haben sich bei abgeschlossenen Investitionen wesentliche Überschreitungen er-

geben? Wenn ja, in welcher Höhe und aus welchen Gründen? 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass Leasing- oder vergleichbare Verträge nach 

Ausschöpfung der Kreditlinien abgeschlossen wurden? 

Zu a) bis e) 

Größere Investitionen in Sachanlagen werden grundsätzlich angemessen geplant und vor 

Realisierung auf Wirtschaftlichkeit, Finanzierbarkeit und Risiken überprüft. Ein Erwerb von 

Grundstücken oder Beteiligungen ist nicht erfolgt. Die Zugänge im Anlagevermögen von 

257 TEUR betreffen mit 187 TEUR Planungskosten des Ersatzneubaus des Hauses III des 

Louise-Schroeder-Heims sowie die Geschäftsausstattung Haus Bronkhorstfeld. Sonstige In-

vestitionen wurden im Berichtsjahr im Rahmen des von der Einrichtung bereitzustellenden 

Budgets im Rahmen des Pachtvertrages für HBF in Höhe von 30 TEUR getätigt. Im Rahmen 

des bestehenden Instandhaltungsvertrages für das HBF mit der OGM GmbH wurden Auf-

wendungen in einer Größenordnung von 131 TEUR durchgeführt. 
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Leasingverträge oder vergleichbare Verträge von Bedeutung wurden nicht abgeschlossen. 

Fragenkreis 9: Vergaberegelungen 

a) Haben sich Anhaltspunkte für eindeutige Verstöße gegen Vergaberegelungen (z.B. 

VOB, VOL, VOF, EU-Regelungen) ergeben? 

b)    Werden für Geschäfte, die nicht den Vergaberegelungen unterliegen, Konkurrenz-

angebote (z. B. auch für Kapitalaufnahmen und Geldanlagen) eingeholt? 

Die Vergabe von Aufträgen soll laut § 10 der Betriebssatzung durch die Betriebsleitung nach 

den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und der Korruptionsverhütung geregelt werden. Hier-

bei sind die bereits im Fragenkreis 1 dokumentierten Wertgrenzen zu berücksichtigen. Dar-

über hinaus liegt eine Beschaffungs- und Vergabeordnung für die ASO durch die Betriebslei-

tung vor (Stand 5. Juli 2015) – vgl. hierzu auch Ausführungen zu Fragenkreis 1. Die Prüfung 

der Einhaltung obliegt bei größeren Baumaßnahmen dem damit in der Regel beauftragten 

städtischen Prüfungsbereich der Stadt Oberhausen. Gleiches gilt nach uns erteilter Auskunft 

auch für Liefer- und Dienstleistungsaufträge, die oberhalb der sich aus § 2 VgV (Verordnung 

für die Vergabe öffentlicher Aufträge) ergebenden Schwellenwerte liegen. Damit werden Ge-

schäfte, die Vergaberegelungen unterliegen, nicht von der Einrichtung selbst vorgenommen. 

Offenkundige Verstöße gegen Vergaberegelungen haben wir nicht festgestellt. Eine Prüfung 

der Einhaltung der vorgenannten Vorschriften seitens der Stadt Oberhausen erfolgte von un-

serer Seite nicht. 

Fragenkreis 10: Berichterstattung an das Überwachungsorgan 

a) Wird dem Überwachungsorgan regelmäßig Bericht erstattet? 

Die Betriebsleitung hat die Oberbürgermeisterin/den Oberbürgermeister und den Betriebs-

ausschuss gemäß § 11 der zu ändernden Betriebssatzung sowie gemäß § 20 der Eigen-

betriebsverordnung (EigVO) NRW vierteljährlich einen Monat nach Quartalsende über die-

Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermögens-

planes des ersten Halbjahres schriftlich zu unterrichten. Der Halbjahresbericht 2017 wurde 

zusätzlich in der Sitzung des Sozialausschusses am 7. September 2017 vorgelegt und dort 

entsprechend zur Kenntnis genommen. 
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b) Vermitteln die Berichte einen zutreffenden Einblick in die wirtschaftliche Lage des 

Unternehmens/Konzerns und in die wichtigsten Unternehmens-/Konzernbereiche? 

Bei der Durchsicht des Berichtes der Betriebsleitung haben wir den Eindruck gewonnen, dass 

ein zutreffendes Bild über die Entwicklung des Betriebes gegeben wurde. 

c) Wurde das Überwachungsorgan über wesentliche Vorgänge angemessen und zeit-

nah unterrichtet? Liegen insbesondere ungewöhnliche, risikoreiche oder nicht ord-

nungsgemäß abgewickelte Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen oder 

wesentliche Unterlassungen vor und wurde hierüber berichtet? 

Anhaltspunkte für eine nicht ausreichende Berichterstattung waren nicht erkennbar. Über we-

sentliche Vorgänge wurde dem Ausschuss in der Regel zeitnah berichtet. Darüber hinaus la-

gen im Berichtsjahr keine ungewöhnlichen, risikoreichen oder nicht ordnungsgemäß abgewi-

ckelten Geschäftsvorfälle sowie erkennbare Fehldispositionen und wesentliche Unter-

lassungen vor, die eine zeitnahe Unterrichtung des Überwachungsorgans erfordert hätten. 

d) Zu welchen Themen hat die Geschäfts-/Konzernleitung dem Überwachungsorgan 

auf dessen besonderen Wunsch berichtet (§ 90 Abs. 3 AktG)? 

Von Seiten des Überwachungsorgans wurden keine besonderen Berichtswünsche an die Be-

triebsleitung gerichtet. 

e) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Berichterstattung (z. B. nach § 90 

AktG oder unternehmensinternen Vorschriften) nicht in allen Fällen ausreichend 

war? 

Anhaltspunkte für eine nicht ausreichende Berichterstattung haben sich für das Berichtsjahr 

nicht ergeben. Zu näheren Erläuterungen verweisen wir auf unsere Ausführungen im Fragen-

kreis 3. 

f) Gibt es eine D&O-Versicherung? Wurde ein angemessener Selbstbehalt ver-

einbart? Wurden Inhalt und Konditionen der D&O-Versicherung mit dem Über-

wachungsorgan erörtert? 

Eine D&O-Versicherung wurde noch nicht abgeschlossen. 
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g) Sofern Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäftsleitung oder des Über-

wachungsorgans gemeldet wurden, ist dies unverzüglich dem Überwachungsorgan 

offengelegt worden? 

Interessenkonflikte der Mitglieder der Geschäfts- bzw. Betriebsleitung oder des Überwa-

chungsorgans wurden im Berichtsjahr nicht gemeldet. 

Fragenkreis 11: Ungewöhnliche Bilanzposten und stille Reserven 

a) Besteht in wesentlichem Umfang offenkundig nicht betriebsnotwendiges Ver-

mögen? 

Nicht betriebsnotwendiges Vermögen in wesentlichem Umfang ist nicht vorhanden. 

b) Sind Bestände auffallend hoch oder niedrig? 

In vorliegendem Jahresabschluss werden keine auffallend hohen oder niedrigen Bestände 

ausgewiesen. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass die Vermögenslage durch im Vergleich 

zu den bilanziellen Werten erheblich höhere oder niedrigere Verkehrswerte der 

Vermögensgegenstände wesentlich beeinflusst wird? 

Es hat sich keine wesentliche Veränderung der Verkehrswerte der vorhandenen Vermögens-

gegenstände ergeben. 

Wesentliche stille Reserven sind nicht bekannt. 

Fragenkreis 12: Finanzierung 

a) Wie setzt sich die Kapitalstruktur nach internen und externen Finanzierungsquel-

len zusammen? Wie sollen die am Abschlussstichtag bestehenden wesentlichen 

Investitionsverpflichtungen finanziert werden? 

Die Kapitalstruktur enthält neben dem Eigenkapital im Wesentlichen die Verbindlichkeiten aus 

Darlehensverpflichtungen gegenüber der Stadt. Die langfristigen Finanzierungsmittel sind 

zum Bilanzstichtag in Höhe von 2.183 TEUR durch langfristiges Vermögen gedeckt. 
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Rechnet man den Sonderposten aus Investitionszuschüssen zum Eigenkapital, so errechnet 

sich ein Anteil des Eigenkapitals an der Bilanzsumme von 25,7 %. 

b) Wie ist die Finanzlage des Konzerns zu beurteilen, insbesondere hinsichtlich der 

Kreditaufnahmen wesentlicher Konzerngesellschaften? 

Diese Frage ist nicht einschlägig, da kein Konzern im handelsrechtlichen Sinne oder nach 

dem Publizitätsgesetz vorliegt. 

c) In welchem Umfang hat das Unternehmen Finanz-/Fördermittel einschließ-

lich Garantien der öffentlichen Hand erhalten? Haben sich Anhaltspunkte er-

geben, dass die damit verbundenen Verpflichtungen und Auflagen des Mittel-

gebers nicht beachtet wurden? 

Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen erhielten Investitionszuschüsse der öffent-

lichen Hand zum Bau im Jahre 1992 für den Neubau des Louise-Schroeder-Heims und 1997 

für das Tagespflegezentrum im Louise-Schroeder-Heim (umgewandeltes Darlehen). Die Ge-

bäude werden immer noch zweckentsprechend genutzt. 

Fragenkreis 13: Eigenkapitalausstattung und Gewinnverwendung 

a) Bestehen Finanzierungsprobleme aufgrund einer evtl. zu niedrigen Eigenkapital-

ausstattung? 

Das Eigenkapital der Alteneinrichtungen von 5,8 Mio. EUR entspricht 23 % der Bilanzsumme. 

Damit ist die Eigenkapitalausstattung als ausreichend zu bezeichnen. Finanzierungsprobleme 

aufgrund der Eigenkapitalausstattung bestehen nicht. 

b) Ist der Gewinnverwendungsvorschlag (Ausschüttungspolitik, Rücklagenbildung) mit 

der wirtschaftlichen Lage des Unternehmens vereinbar? 

Im Jahr 2017 fiel ein Jahresüberschuss in Höhe von 14 TEUR an. Auf Vorschlag der Be-

triebsleitung soll der Jahresüberschuss auf neue Rechnung vorgetragen werden. Dieser Ver-

wendungsvorschlag der Betriebsleitung ist mit der wirtschaftlichen Lage der ASO Altenein-

richtungen der Stadt Oberhausen vereinbar. 
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Fragenkreis 14: Rentabilität/Wirtschaftlichkeit 

a) Wie setzt sich das Betriebsergebnis des Unternehmens/Konzerns nach Segmen-

ten/Konzernunternehmen zusammen? 

Die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen weisen im Berichtsjahr einen Jahres-

überschuss von 14 TEUR aus. Es existieren keine verschiedenen Segmente der Geschäftstä-

tigkeit. 

b) Ist das Jahresergebnis entscheidend von einmaligen Vorgängen geprägt? 

Nein, einmalige Vorgänge haben das Jahresergebnis nicht beeinflusst. 

c) Haben sich Anhaltspunkte ergeben, dass wesentliche Kredit- oder andere Leis-

tungsbeziehungen zwischen Konzerngesellschaften bzw. mit den Gesellschaftern ein-

deutig zu unangemessenen Konditionen vorgenommen werden? 

d) Wurde die Konzessionsabgabe steuer- und preisrechtlich erwirtschaftet? 

Entfällt, da die ASO Alteneinrichtungen der Stadt Oberhausen keine Geschäfte betreiben, die 

zu Konzessionsabgaben führen. 

Fragenkreis 15: Verlustbringende Geschäfte und ihre Ursachen 

a) Gab es verlustbringende Geschäfte, die für die Vermögens- und Ertragslage von 

Bedeutung waren, und was waren die Ursachen der Verluste? 

b) Wurden Maßnahmen zeitnah ergriffen, um die Verluste zu begrenzen, und um wel-

che Maßnahmen handelt es sich? 

zu a) und b) 

Der gesamte Fragenkreis ist aufgrund fehlender verlustbringender Geschäfte nicht einschlä-

gig. 
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Fragenkreis 16: Ursachen des Jahresfehlbetrages und Maßnahmen zur Verbesserung 

der Ertragslage 

a) Was sind die Ursachen des Jahresfehlbetrages? 

b) Welche Maßnahmen wurden eingeleitet bzw. sind beabsichtigt, um die Ertragslage 

des Unternehmens zu verbessern? 

zu a) und b) 

Der gesamte Fragenkreis ist aufgrund des positiven Jahresergebnisses nicht einschlägig. 
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